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Der Begriff der angemessenen Sorgfaltspflicht gem. § 3 LkSG und seine Anwendung in der 
Praxis 

Abstract 

This work deals with the concept of appropriateness (Angemessenheit) within § 3 of 

the German Supply Chain Act (LkSG), aimed at preventing human rights violations. 

The term serves as a measure for assessing the extent to which companies must 

carry out the development, implementation, and adjustment of actions concerning the 

protection of human rights within the supply chain. 

The work is composed of a research to gather information published by the legislator, 

affected companies, and other relevant interest groups. This information is summari-

sed to provide a clear overview of the current state of knowledge. 

The results indicate that the current state of knowledge is heavily theoretical, and due 

to the recency of the law, practical insights are limited. However, the choice of termi-

nology is deliberate and serves the purpose of creating a balance between preserving 

human rights and the workload imposed on affected companies. Furthermore, miles-

tones are mentioned that will create new research foundations, with the implementa-

tion of a supply chain law for the entire European Union emerging as the most signi-

ficant and relevant milestone. 

Overall, the work represents an initial contribution to the understanding of appropria-

teness within the LkSG and serves as a basis for further research, especially regar-

ding the upcoming milestones.  
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Der Begriff der angemessenen Sorgfaltspflicht gem. § 3 LkSG und seine Anwendung in der 
Praxis 

1. Einleitung 

 

„…the rights of every man are diminished when the rights of one man are threatened“1 

- John Fitzgerald Kennedy 

Bereits im ersten Satz des Grundgesetzes verpflichtet sich die Bundesrepublik 

Deutschland zur Achtung und zum Schutz der Menschenrechte.2 Doch mit der wach-

senden Globalisierung steigt nicht nur der internationale Einfluss der Bundesrepublik, 

sondern auch deren Verantwortung. Überquert diese Verantwortung die nationalen 

Grenzen, so muss es auch die Verpflichtung zum Schutz der Menschenrechte nach-

kommen. 

1.1 Ausgangssituation 

An dem hohen wirtschaftlichen Einfluss der Bundesrepublik Deutschland und seiner 

Unternehmen kann nicht gezweifelt werden. Deutschland ist anhand des BIP gemes-

sen die weltweit viertgrößte Volkswirtschaft, nach den USA, China und Japan.3 Durch 

ihre hohe internationale Ausrichtung spielt die deutsche Volkswirtschaft eine bedeu-

tende Rolle in der Globalisierung des 21. Jahrhunderts. Hierbei stellt der Export durch 

die deutschen Unternehmen die treibende Kraft der Wirtschaft dar. Doch auch der 

Import spielt eine wichtige Rolle für Deutschland, einem Land mit sehr wenigen na-

türlichen Rohstoffressourcen.4  Teil dieser Volkswirtschaft sind etwa 64.000 Unter-

nehmen5 von denen über 60 % als Glied innerhalb einer weltweiten Wertschöpfungs-

kette agieren.6 

Im Zuge der Globalisierung wurde auch die Gefahr größer, dass deutsche Unterneh-

men durch ihr wirtschaftliches Handeln in anderen Ländern Menschenrechte verlet-

zen oder dazu beitragen. Nachdem sich herausstellte, dass die Formulierung von 

Leitlinien und Berichtspflichten für den Kampf gegen Menschenrechtsverletzungen 

 
1 Kennedy 1963 
2 Vgl. Art. 1 (1) GG 
3 Vgl. Statista 2023 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt 
5 Ab 50 Beschäftigten innerhalb Deutschlands 
6 Vgl. Statistisches Bundesamt 2022 
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nicht ausreicht, entwickelte sich das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 

(LkSG) als Verpflichtung zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen.7 

Diese Verpflichtungen sind als Sorgfaltspflichten innerhalb des Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetz aufgeführt und erläutert. Das Gesetz verlangt von den betroffenen 

Unternehmen, dass diese Sorgfaltspflichten in „angemessener Weise“ beachtet wer-

den.8 Die Betrachtung dieser Formulierung, als Referenz für die Erfüllung der Sorg-

faltspflichten, ist das zentrale Thema dieser Arbeit. 

1.2 Ziel der Arbeit und Vorgehensweise 

Das Ziel dieser Arbeit ist eine Übersicht aller relevanten Informationen zu dem Ange-

messenheitsbegriff, wie er in § 3 LkSG auftaucht, die zum aktuellen Stand vorliegen, 

darzustellen, einzuordnen und einzuschätzen. Besonders der Interpretationsspiel-

raum, der durch die Wahl des Begriffs entsteht, wird genauer betrachtet.  

Aufgrund der Aktualität des Themas werden vor allem Dokumente des Gesetzgebers 

als Quellen genutzt. Ebenfalls werden die Reaktionen der betroffenen Akteure und 

deren Interessengruppen auf die vom Gesetzgeber veröffentlichten Dokumente ge-

nutzt, um einen Bezug zur Anwendung des LkSG herzustellen und somit theoretische 

Ableitungen für die Praxis zu kreieren.  

1.3 Aufbau der Arbeit 

An die Einleitung anschließend finden sich die theoretischen Grundlagen. Sie enthal-

ten die allgemeinen Informationen bezüglich des LkSG, wie auch dessen Aufbau, 

Gliederung und den Inhalten der einzelnen Paragrafen.  

Folgend wird das LkSG bezüglich der Angemessenheit in § 3 LkSG in Verbindung mit 

den davon abhängigen Sorgfaltspflichten erläutert und dargestellt. Unterteilt wird hier-

bei in die Angemessenheitskriterien, die zur Definition der eigenen Angemessenheit 

der betroffenen Unternehmen fungieren und den Sorgfaltspflichten, denen auf Basis 

der ermittelten „angemessenen Weise“ ihren Pflichten nachgegangen werden muss.  

Im letzten Teil der Theoretischen Grundlagen werden dem LkSG ähnliche Gesetze, 

also Bestimmungen zur Bekämpfung von Menschenrechtsverletzungen in 

 
7 Vgl. Gesetzesentwurf über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten 
in Lieferketten (GE) 2021, S. 1 f. 
8 Vgl. § 3 (1) LkSG 
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Lieferketten, erläutert und auf ihre Begriffsbestimmungen untersucht, um einen Ver-

gleich mit der Angemessenheitsdefinition zu ermöglichen. 

Das dritte Kapitel nimmt Bezug auf die praktische Anwendung des LkSG durch die 

betroffenen Unternehmen. Das Kapitel unterteilt sich in drei Unterkapitel. 

Im ersten Unterkapitel finden sich alle Informationen zur Anwendung in Verbindung 

mit der Angemessenheit, die durch den Bund, insbesondere dem Bundesamt für Wirt-

schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), veröffentlicht wurden. Hierzu gehört ebenfalls 

eine Übersicht der Entstehungshistorie, die Gesetze, Richt- und Leitlinien erläutert, 

die zur Entstehung des LkSG beigetragen haben. Des Weiteren enthält das Unterka-

pitel eine Änderungshistorie, die alle Veränderungen des LkSG während seiner Be-

arbeitungszeit darstellt. Hierbei handelt es sich um die Änderungen an dem ursprüng-

lichen Referentenentwurf, aus dem das verabschiedete Gesetz entstanden ist. Der 

Referentenentwurf stellt die Grundlage dar, auf der die Mehrheit, der in Kapitel 3.2 

wiedergegebenen Stellungnahmen der Anwender basieren. Das Unterkapitel bein-

haltet außerdem eine Analyse der Handreichungen und Hilfestellungen des BAFA 

hinsichtlich der korrekten Bestimmungen der Angemessenheit. Dies erfolgt nach der-

selben Aufteilung wie in Kapitel 2.2 in die Angemessenheitskriterien und die Sorg-

faltspflichten. Hierbei wird der Vorgang zur optimalen Definition der Angemessenheit, 

auf Basis von Attributen des Unternehmens und der Lieferkette, erklärt und fortfüh-

rend erläutert, wie die Anwendung der ermittelten Angemessenheit zur Bearbeitung 

der Sorgfaltspflichten abgeleitet werden kann. 

Kapitel 3.2 gibt die Stellungnahmen und Reaktionen der vom LkSG betroffenen Un-

ternehmen, ihrer Vertreter und weiteren Interessensgruppen wieder, die Bezug auf 

die Angemessenheitsdefinition aus § 3 LkSG nehmen. Sie beinhalten neben positiven 

und negativen Stellungnahmen auch Lösungsvorschläge für die Begriffsbestimmung. 

Das dritte Kapitel abschließend findet sich in Kapitel 3.3 eine Betrachtung des aktu-

ellen Vorhabens ein einheitliches Lieferkettengesetz für die gesamte Europäische 

Union einzuführen. Es wird Bezug auf den Aufbau des Vorhandenen Vorschlags der 

Europäischen Kommission und den enthaltenen Sorgfaltspflichten genommen und 

diese mit den Inhalten des LkSG verglichen. Ergänzend wird die Begriffsbestimmung 

hinsichtlich der Erfüllung der Sorgfaltspflichten, also dem Pendant zur „Angemessen-

heit“ des LkSG, betrachtet und gleichzeitig die Nutzung des Wortes „Angemessen-

heit“ innerhalb des EU-Vorschlags analysiert. Abschließend findet sich in Kapitel 3.3 

eine Wiedergabe der aktuell vorliegenden Stellungnahmen von deutschen 
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Interessensgruppen, hinsichtlich des EU-Vorschlags, die einen Bezug auf die Be-

griffsbestimmungen nehmen.  

Kapitel vier stellt eine Zusammenfassung der gewonnen Informationen dar und leitet 

aus diesen eine Ausblick für die weitere Entwicklung des LkSG ab. 

Der erste Teil der Zusammenfassung beinhaltet eine Würdigung des Forschungs-

standes, der sich aus einer Erläuterung der Vorgehensweise bei der Informationsbe-

schaffung und Literaturrecherche und einer Zusammenfassung der Lücken, Unklar-

heiten und Probleme, die im Zuge der Arbeit aufgekommen sind, zusammensetzt. 

Die von den Unternehmen und anderen Interessensparteien in Kapitel 3.2 angespro-

chenen Anwendungsprobleme, die mit der „Angemessenheit“ auftauchen, werden im 

zweiten Unterkapitel zusammengefasst und, mit Hilfe der in 3.1 wiedergegebenen 

Dokumente des BAFA, diverse Lösungsvorschläge formuliert. Dies erfolgt in Form 

eines ausführlichen Beispiels, dass die theoretische Definition aller Angemessen-

heitskriterien, sowie die Planung, Umsetzung und Kontrolle der einzelnen Sorgfalts-

pflichten, mit Hilfe der zuvor definierten Angemessenheit, beinhaltet.  

Kapitel 4.3 erwähnt weitere mögliche Abhilfemaßnahmen für die von den betroffenen 

Unternehmen formulierten Probleme, die jedoch noch keine Freigabe durch das 

BAFA erhalten haben oder aktuell noch nicht vollständig ausgebaut sind. 

Das vierte Kapitel abschließend findet sich eine Evaluierung des weiteren For-

schungsbedarf, mit wichtigen Meilensteinen, die sich auf die weitere Entwicklung des 

LkSG auswirken und somit neue Forschungsgrundlagen kreieren werden.  

Abschließend findet sich in Kapitel fünf das Fazit, das eine Reflexion der gesamten 

Arbeit beinhaltet. 
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2. Theoretische Grundlagen 

2.1 Das LkSG 

Im Juni 2021 wurde das LkSG vom Deutschen Bundestag beschlossen. Seit dem 1. 

Januar 2023 gilt es für alle Unternehmen, die in Deutschland ansässig sind, sowie 

alle Unternehmen die eine Zweitniederlassung gemäß § 13 d HGB vorweisen und 

gleichzeitig mindestens 3.000 Beschäftigte vorweisen. Ab dem 1. Januar 2024 wird 

diese Grenze auf mindestens 1.000 Beschäftigte gesenkt.9 

Hiervon sind, laut dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (BMZ), zum 1. Januar 2023 etwa 900 Unternehmen und ab dem 1. Ja-

nuar 2024 etwa 4.800 Unternehmen betroffen.10 

Das LkSG spiegelt die Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland und ihrer glo-

bal verflochtenen Branchen zum Schutz der Menschenrechte wider. Aufgrund dieser 

Verantwortung werden die Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der Ver-

einten Nationen, durch den Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft und Menschrechten 

(NAP) aus dem Jahr 2016, von der Bundesregierung durchgesetzt. Im Juli 2020 ergab 

sich jedoch, dass nur 13 bis 17 Prozent der befragten Unternehmen, die im NAP ent-

haltenen Anforderungen erfüllten. Somit entstand durch das LkSG ein Gesetz mit ver-

bindlichen Sorgfaltsstandards, um deren Einhaltung zu gewährleisten.11 

Die betroffenen Unternehmen erhalten mit dem Gesetz einen verbindlichen Rahmen 

von zu erfüllenden Sorgfaltspflichten, die Anforderungen an das zuständige Manage-

ment der Lieferketten enthalten, mit dem Ziel die internationale Menschenrechtslage 

zu verbessern. Des Weiteren definiert das LkSG die zuständige Behörde zur Kontrolle 

und Durchsetzung der Sorgfaltspflichten, sowie ihre Eingriffsbefugnisse.12 

Das LkSG setzt sich aus sechs Abschnitten mit insgesamt 24 Paragrafen zusammen. 

Für eine genaue Übersicht wird auf Anhang A verwiesen. 

 
9 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 2023 
10 Vgl. BMZ: Das Lieferkettengesetz 
11 Vgl. Referentenentwurf: Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten 
(RefE) 2021, S. 1 
12 Vgl. RefE 2021, S. 2 
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Im ersten Abschnitt „Allgemeine Bestimmungen“, wird in § 113 der Anwendungsbe-

reich durch, wie zuvor erwähnt, Standort und Arbeitnehmerzahl definiert. In § 2 erfol-

gen die Begriffsbestimmungen bezüglich der Definition von geschützten Rechtsposi-

tionen, sowie eine Auflistung der Verbote, durch deren Verstoß ein menschenrechtli-

ches oder umweltbezogenes Risiko vorliegt. Des Weiteren finden sich hier die Defi-

nitionen der Lieferkette, des Geschäftsbereichs und die Definition der mittel- und un-

mittelbaren Zulieferer.  

In Abschnitt 2 „Sorgfaltspflichten“ finden sich die menschenrechtlichen und umwelt-

bezogenen Sorgfaltspflichten. Sie setzen sich zusammen aus dem Risikomanage-

ment in § 4, der Risikoanalyse in § 5, den Präventionsmaßnahmen in § 6, den Abhil-

femaßnahmen in § 7, dem Beschwerdeverfahren in § 8 und dem Beschwerdeverfah-

ren in Bezug auf mittelbare Zulieferer in § 9, sowie der Dokumentations- und Berichts-

pflicht in § 10. 

In Abschnitt 3 „Zivilprozess“ wird in § 11 die „besondere Prozessstandschaft“ definiert.  

Der nachfolgende Abschnitt 4 befasst sich mit der behördlichen Kontrolle und Durch-

setzung.  Der erste Unterabschnitt behandelt mit § 12 und § 13 die Berichtsprüfung. 

Der zweite Unterabschnitt definiert die Risikobasierte Kontrolle durch § 14 Behördli-

ches Tätigwerden, § 15 Anordnungen und Maßnahmen, § 16 Betretensrechte, sowie 

§ 17 Auskunfts- und Herausgabepflichten und § 18 Duldungs- und Mitwirkungspflich-

ten. Im letzten Unterabschnitt finden sich die Zuständige Behörde in § 19, die Hand-

reichungen in § 20 und der Rechenschaftsbericht in § 21. 

Abschnitt 5 befasst sich in § 22 mit dem Ausschluss von der Vergabe öffentlicher 

Aufträge. 

Der letzte Abschnitt 6 regelt mit § 23 das Zwangsgeld, sowie mit § 24 die Bußgeld-

vorschriften. 

 
13 Alle folgenden Paragrafen beziehen sich auf das LkSG 



Tassilo Schneider  Theoretische Grundlagen 

7 

Der Begriff der angemessenen Sorgfaltspflicht gem. § 3 LkSG und seine Anwendung in der 
Praxis 

 Abbildung 1: Aufbau des LkSG 
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2.2 Die Angemessenheit in § 3 LkSG 

Das LkSG weist insgesamt 19 Ausführungen des Wortes „angemessen“ in zehn der 

22 Paragrafen auf. Ausschlaggebend für die Definition der Sorgfaltspflichten ist der § 

3.14  In Absatz 1 steht geschrieben, dass die Unternehmen verpflichtet sind die men-

schenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten „in angemessener Weise 

zu beachten“ um menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken vorzubeugen, zu 

minimieren oder die Verletzung der Pflichten zu beenden. 

2.2.1 Kriterien 

In Absatz 2 wird die „angemessene Weise“ wie folgt definiert: 

„Die angemessene Weise eines Handelns, das den Sorgfaltspflichten genügt, be-

stimmt sich nach 

1. Art und Umfang der Geschäftstätigkeit des Unternehmens, 

2. dem Einflussvermögen des Unternehmens auf den unmittelbaren Verursacher ei-

nes menschenrechtlichen oder umweltbezogenen Risikos oder der Verletzung einer 

menschenrechtsbezogenen oder einer umweltbezogenen Pflicht, 

3. der typischerweise zu erwartenden Schwere der Verletzung, der Umkehrbarkeit 

der Verletzung und der Wahrscheinlichkeit der Verletzung einer menschenrechtsbe-

zogenen oder einer umweltbezogenen Pflicht sowie 

4. nach der Art des Verursachungsbeitrages des Unternehmens zu dem menschen-

rechtlichen oder umweltbezogenen Risiko oder zu der Verletzung einer menschen-

rechtsbezogenen oder einer umweltbezogenen Pflicht.“ 

Der Begriff der „Angemessenheit“ findet sich jedoch schon in § 2 Absatz 2. Unter 

Punkt 8 wird das Vorenthalten eines „angemessenen Lohns“ als eines der Verbote 

aufgeführt, die ein menschenrechtliches Risiko darstellen. Somit fällt die Einhaltung 

des Verbots indirekt in den Aufgabenbereich der Sorgfaltspflichten, der durch die An-

gemessenheit definiert wird. 

2.2.2 Sorgfaltspflichten 

Des Weiteren wird der Begriff der Angemessenheit in Bezug auf § 3 Absatz 1 für die 

Definition der Anforderungen in den folgenden Paragrafen der einzelnen 

 
14 Alle folgenden Paragrafen beziehen sich auf das LkSG 
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Sorgfaltspflichten genutzt. So steht in § 4 Absatz 1 das Unternehmen muss ein „an-

gemessenes und wirksames Risikomanagement…einrichten. Das Risikomanage-

ment ist in alle maßgeblichen Geschäftsabläufe durch angemessene Maßnahmen zu 

verankern.“ Fortführend steht in Absatz 4, dass das Risikomanagementsystem des 

Unternehmens, bei seiner Errichtung und Umsetzung, „die Interessen seiner Beschäf-

tigten…angemessen zu berücksichtigen“ hat. Ebenso steht in § 5 Absatz 1, dass in-

nerhalb des Risikomanagements eine „angemessene Risikoanalyse“ durchzuführen 

ist. Hierbei sind laut Absatz 2 die ermittelten Risiken „angemessen zu gewichten und 

zu priorisieren.“ Es wird auf die Kriterien aus § 3 Absatz 2 verwiesen. Wird in der 

zuvor genannten Risikoanalyse ein Risiko festgestellt, so muss das Unternehmen 

nach § 6 Absatz 1 „unverzüglich angemessene Präventionsmaßnahmen…ergreifen.“ 

Dazu zählen nach Absatz 3 „angemessene Präventionsmaßnahmen im eigenen Ge-

schäftsbereich“ und nach Absatz 4 „angemessene Präventionsmaßnahmen gegen-

über einem unmittelbaren Zulieferer“, unter anderem nach § 6 Absatz 4 Satz 2 die 

Einhaltung der verlangten Erwartungen durch den unmittelbaren Zulieferer und deren 

„angemessene“ Adressierung entlang der Lieferkette, sowie nach § 6 Absatz 4 Satz 

4 „die Vereinbarung angemessener vertraglicher Kontrollmechanismen sowie deren 

risikobasierte Durchführung…“ Ist jedoch die Verletzung einer Pflicht bereits einge-

treten oder steht sie unmittelbar bevor, muss das Unternehmen nach § 7 Absatz 1, 

bei der Feststellung der Verletzung „unverzüglich angemessene Abhilfemaßnahmen 

ergreifen.“ Des Weiteren muss das Unternehmen laut § 8 Absatz 1 dafür sorgen, dass 

„ein angemessenes unternehmensinternes Beschwerdeverfahren…eingerichtet ist.“ 

§ 9 Absatz 3 Punkt 2 gibt außerdem vor, dass bei einem Vorliegen von tatsächlichen 

Anhaltspunkten, die eine Pflichtverletzung bei mittelbaren Zulieferern als möglich er-

scheinen lassen, das Unternehmen „angemessene Präventionsmaßnahmen gegen-

über dem Verursacher zu verankern“ hat.  

Der Begriff der Angemessenheit findet sich ebenfalls in § 13 Absatz 2 und § 22 Absatz 

1, bezieht sich hier jedoch nicht auf die Sorgfaltspflichten und wird somit nicht weiter 

erläutert. 
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2.2.3 Überblick über die Angemessenheit des LkSG 

 Abbildung 2: Die Angemessenheit in § 3 LkSG 
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2.3 Ähnliche Gesetze 

Nicht nur in Deutschland stellen gesetzliche Anforderungen an Lieferketten, zum 

Schutz vor sozialen oder ökologischen Risiken, ein wichtiges Thema dar. Auch in 

vielen anderen Ländern und Kontinenten existieren Vorhaben oder bereits einge-

führte Gesetze, die dem LkSG bzw. seinem Ziel, ähneln. Deren Aufbau und Zusam-

mensetzung ist jedoch, durch die unterschiedlichen rechtlichen Anforderungen und 

deren oftmals regionalen Orientierungen, sehr unterschiedlich.15 Bei den gesetzlichen 

Regulierungsansätzen zeigen sich Unterschiede zwischen den Sorgfaltspflichten, die 

an Haftungsrisiken gekoppelt sind und am effektivsten zu sein scheinen, und den Be-

richtspflichten, die eher eine schwache Auswirkung haben.16 Im Folgenden werden 

mehrere Lieferkettengesetze aus anderen Ländern und Regionen kurz vorgestellt und  

auf ihre Begriffsbestimmungen, hinsichtlich der Anforderungen an die Erfüllung der 

Sorgfaltspflichten, untersucht.  

Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act 

Der 2010 erlassene Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act, 

kurz Dodd-Frank Act, wurde ursprünglich als Reaktion auf die Finanzkrise eingeführt. 

Durch Section 1502 des Dodd-Frank Acts, wurden die betroffenen (an der US-Börse 

gelisteten) Unternehmen verpflichtet, darüber zu berichten, ob bestimmte Materialien 

Tantal, Zinn, Gold und Wolfram), die für die Produktion ihrer Produkte wichtig sind, 

aus der Demokratischen Republik Kongo oder einer ihrer Nachbarstaaten kommen. 

Trifft dies zu, so besteht Berichtsflicht für das Unternehmen an die US-Börsenauf-

sicht.17 Das Unternehmen ist dazu verpflichtet eine Prüfung durchzuführen, um her-

auszufinden, ob durch den Erwerb der Materialien bewaffnete Gruppen innerhalb der 

Konfliktregionen, finanziert worden sind. Hierbei muss ein Rahmenwerk, für Sorgfalt 

beim Umgang mit Konfliktmaterialien, ausgewählt werden. Die Art des Vorgehens bei 

der Ermittlung des Ursprungslandes bleibt jedoch dem Unternehmen überlassen und 

wird mit „Reasonable Country of Origin Inquiry“, also einer angemessenen Ermittlung 

des Ursprungslandes bezeichnet18. Somit existiert zwar eine Definition durch Ange-

messenheit innerhalb des Gesetzes, jedoch folgen ihr klare Vorgaben zu den Ergeb-

nissen. (Das Ursprungsland muss durch das gewählte Verfahren ermittelt werden.)   

 
15 Vgl. Grabosch 2019, S. 4 
16 ebenda 
17 Vgl. Eickenjäger 2017, S. 24 
18 Vgl. Grabosch 2019, S. 13 f. 
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California Transparency in Supply Chains Act 

Der California Transparency in Supply Chains Act aus dem US-Amerikanischen Bun-

destaat Kalifornien, richtet sich an alle Unternehmen, die innerhalb des Staates ge-

schäftlich tätig sind und einen Jahresumsatz von weltweit mehr als 100 Mio. US-Dol-

lar verzeichnen. Er dient der Bekämpfung von Menschenhandel und Sklaverei inner-

halb der betroffenen Lieferketten.19 Die Pflichten beziehen sich jedoch lediglich auf 

die Berichterstattung über den Umgang mit den Risiken von Sklaverei und Menschen-

handel. Hierzu hat das Unternehmen auf seiner Website Stellungnahme zu beziehen 

und darzustellen, welche Anstrengungen unternommen werden, um den Risiken ent-

gegenzuwirken. Hierunter fallen die Angaben, ob und wie die Verifizierung der Liefer-

kette zur Ermittlung der Risiken erfolgt, ob und wie Lieferanten auditiert werden, um 

deren Einhaltung der Unternehmensleitlinien in Bezug auf die genannten Risiken zu 

bewerten und ob und wie das Unternehmen seine direkten Lieferanten zu Zertifizie-

rungen verpflichtet, die die Einhaltung der Gesetze gegen Sklaverei und Menschen-

handel gewährt. Des Weiteren muss das betroffene Unternehmen angeben, ob und 

wie interne Leitlinien und Verfahren implementiert werden um Mitarbeiter und Ge-

schäftspartner, die sich nicht an die Leitlinien halten, zur Verantwortung gezogen wer-

den und ob interne Schulungen zur Reduzierung der genannten Risiken in der Liefer-

kette durchgeführt werden und wie diese gestaltet sind.20 Verpflichtend ist jedoch nur 

die Berichtserstattung der fünf Punkte auf der Website des Unternehmens, somit be-

stehen keine Sorgfaltspflichten, die das Unternehmen anzuwenden hat.21 

UK Modern Slavery Act 2015 

Mit dem UK Modern Slavery Act 2015 (MSA 2015) werden alle Unternehmen, die im 

Vereinten Königreich geschäftlich tätig sind und weltweit einen Umsatz von 36 Mio. 

Pfund vorweisen, verpflichtet, einen Bericht, über ihre Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Sklaverei und Menschenhandel, zu erstellen und zu veröffentlichen.22 Für den 

Bericht werden sechs Aspekte für den Inhalt vorgeschlagen, die jedoch nicht ver-

pflichtend aufgenommen werden müssen. Als Vorschläge werden genannt, die Orga-

nisationsstruktur; das Geschäft und die Lieferkette; die Richtlinien bezüglich Sklaverei 

und Menschenhandel; die damit verbundenen Sorgfaltsprozesse im Unternehmen 

 
19 Vgl. Grabosch 2019, S. 18 
20 Vgl. California Department of Justice 2015, S. 11 ff. 
21 Vgl. Grabosch 2019, S. 19 
22 Vgl. § 54 Abs. 1 – 3 MSA 2015 
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und der Lieferkette; die Teile des Geschäfts und der Lieferkette, die ein hohes Risiko 

aufweisen; die dagegen unternommenen Schritte; welche internen Schulungen be-

züglich der Risiken durchgeführt werden und die Wirksamkeit der Maßnahmen, die 

zur Anwendung kommen. Für die Bewertung der Maßnahmen können Leistungsindi-

katoren genutzt werden, die das Unternehmen als angemessen („appropriate“) emp-

findet.23 Es besteht jedoch nur die Berichtspflicht und die Pflicht zur Veröffentlichung 

des Berichts auf der Website des Unternehmens, die eigentlichen Maßnahmen zur 

Bekämpfung von Sklaverei und Menschenhandel sind kein verpflichtender Teil des 

MSA 2015 und es werden keine weiteren Sorgfaltspflichten auferlegt.  

Loi relative au devoir de vigilance des sociétés mères et des entreprises 
donneuses d’ordre 

Die französische Loi relative au devoir de vigilance des sociétés mères et des entre-

prises donneuses d’ordre (Loi) aus dem Jahr 2017, verpflichtet die betroffenen Unter-

nehmen zu der Erstellung eines Sorgfaltsplans, zur Erkennung der Umwelt-, Arbeits-

sicherheit- und Sozialrisiken, innerhalb der kompletten Lieferkette. Des Weiteren de-

finiert es Bußgelder und zivilrechtliche Haftung bei Missachtung der Sorgfaltspflich-

ten.24 Betroffen sind alle Gesellschaften, die nach zwei aufeinanderfolgenden Ge-

schäftsjahren mindestens 5.000 Arbeitnehmer, in der eigenen Gesellschaft oder mit-

tel- und unmittelbaren Tochtergesellschaften, mit Sitz in Frankreich aufweisen, sowie 

alle Gesellschaften mit mindestens 10.000 Arbeitnehmern, in der eigenen Gesell-

schaft oder mittel- und unmittelbaren Tochtergesellschaften, mit Sitz in Frankreich 

oder im Ausland.25 Der Sorgfaltsplan besteht aus einer Risikomatrix; einem regelmä-

ßigen Bewertungsverfahren der Tochtergesellschaften, Subunternehmern und Liefe-

ranten in Bezug auf die Risikomatrix; geeignete Maßnahmen („des actions adaptées“) 

zur Verringerung des Risikos oder der Prävention von schweren Rechtsverletzungen; 

einem Warnmechanismus und die Sammlung entsprechender Berichte über existie-

rende oder sich verwirklichende Risiken; sowie einem System zur Überwachung der 

durchgeführten Maßnahmen und zur Bewertung ihrer Wirksamkeit. Der Inhalt des 

Plans wird mit „vernünftige Überwachungsmaßnahmen“ („mesures de vigilance rai-

sonnable“) definiert.26 Aufgrund der Höhe der festgelegten Geldbußen wurden diese 

durch den französischen Verfassungsrat aufgehoben. Die Sorgfaltspflichten würden 

 
23 Vgl. § 54 Abs. 5 MSA 2015 
24 Vgl. Zeisel 2021, S. 13 
25 Vgl. Art. L. 225-102-4. – I. Loi 
26 ebenda 
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sich, laut Gericht, auf zu unbestimmte Rechtsbegriffe (darunter „mesures de vigilance 

raisonnable“) beziehen. Der Verfassungsrat bestätigte jedoch, dass das Gesetz für 

eine zivilrechtliche Haftung deutlich genug sei.27 

Richtlinie 2014/95/EU und Richtlinie 2022/2464/EU  

Mit der Richtlinie 2014/95/EU (NFRD) aus dem Jahr 2014, fügte die Europäische 

Union neue Berichtspflichten in die Bilanz-Richtlinie der EU ein. Die Umsetzung in-

nerhalb des nationalen deutschen Rechts erfolgte 2017 in Form der §§ 289b ff. HGB. 

Betroffen sind kapitalmarktorientierte Unternehmen, die über 500 Mitarbeiter, sowie 

eine Bilanzsumme von über 20 Mio. Euro oder einen Umsatz von mindestens 40 Mio. 

Euro vorweisen.28 Die Richtlinie verpflichtet die betroffenen Unternehmen zur Offen-

legung von nichtmonetären Informationen. Hierunter fallen Umweltbelange, Sozial- 

und Arbeitnehmerbelange, die Achtung der Menschenrechte und Belange der Be-

kämpfung von Korruption und Bestechung.  In Bezug auf die genannten Belange 

muss das Unternehmen einen Überblick über das Geschäftsmodell, die verfolgten 

Konzepte, deren Ergebnisse, die wesentlichen Risiken in Verbindung mit den Belan-

gen, sowie wichtige nichtmonetäre Leistungsindikatoren, erstellen. Die Richtlinie ent-

hält jedoch lediglich die Berichtspflicht innerhalb des Jahresberichts (bzw. eines ge-

sonderten Berichts in manchen EU-Ländern) und keine Sorgfaltspflichten.29 

Im Jahr 2022 folgte die Richtlinie 2022/2464/EU (CSRD), mit der die Europäische 

Union die betroffenen Unternehmen zu weitere Berichtspflichten, hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsthemen, verpflichtet. Artikel 29b CSRD definiert diese als Angaben zu 

den Governance-Faktoren, Angaben zu Sozial- und Menschenrechtsfaktoren, sowie 

den Umweltfaktoren „Klimaschutz, Anpassung an den Klimawandel, Wasser- und 

Meeresressourcen, Ressourcennutzung und die Kreislaufwirtschaft, Verschmutzung 

und Biodiversität und Ökosysteme.“ Zum Stand 31. August 2023 besteht noch kein 

Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht. Frankreich stellt 

bis dato das einzige EU-Land dar, dass mit dem Loi n° 2023-171 eine Umsetzung in 

nationales Recht durchführte.30 

 
27 Vgl. Grabosch 2019, S. 35 
28 Vgl. Grabosch 2019, S. 39 
29 Vgl. EUR-Lex Angabe nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch große 
Unternehmen und Gruppen 
30 Vgl. EUR-Lex Document 32022L2464 (zum 31.08.2023) 
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Eidgenössische Volksinitiative für verantwortungsvolle Unternehmen – zum 
Schutz von Mensch und Umwelt / Verordnung über Sorgfaltspflichten und 
Transparenz bezüglich Mineralien und Metallen aus Konfliktgebieten und Kin-
derarbeit 

Die Eidgenössische Volksinitiative für verantwortungsvolle Unternehmen – zum 

Schutz von Mensch und Umwelt (KVI) war eine Schweizer Volksinitiative über die im 

Jahr 2020 in einer Volksabstimmung entschieden wurde.31 Das formulierte Gesetz 

sollte für alle Unternehmen, mit Sitz, Hauptverwaltung oder -niederlassung in der 

Schweiz, verbindliche Sorgfaltspflichten definieren, welche die Respektierung von 

Menschenrechten und der Umwelt stärken sollten. Der Entwurf verpflichtet die be-

troffenen Unternehmen zu einer „angemessenen Sorgfaltsprüfung“ und „geeignete 

Massnahmen“ zur Abwehr von Verstößen gegen Menschenrechte und Umweltstan-

dards. Außerdem werden Unternehmen verpflichtet „angemessene Massnahmen“ zu 

ergreifen, um diese Verstöße zu verhindern oder zu verringern. Die Angemessenheit 

wird definiert durch den Einfluss des betroffenen Unternehmens, sowie der Grad der 

Beteiligung.32 Die Initiative erreichte jedoch nicht das erforderliche Ständemehr und 

wurde somit nicht umgesetzt.33 

Seit dem 1. Januar 2022 gilt die Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz 

bezüglich Mineralien und Metallen aus Konfliktgebieten und Kinderarbeit (VSoTr).34 

Sie verpflichtet alle Unternehmen mit Sitz, Hauptverwaltung oder -niederlassung in 

der Schweiz, Sorgfaltspflichten bezüglich Kinderarbeit und Mineralien und Metallen 

aus Konfliktregion, einzuhalten.35 Die Sorgfaltspflichten setzen sich zusammen aus 

der Einrichtung eines Managementsystems mit Definition und Rückverfolgung der 

Lieferkette, die Einrichtung eines Meldeverfahren, die Durchführung einer Risikoana-

lyse und die daraus abzuleitenden Präventions- und Abhilfemaßnahmen.36 Es besteht 

eine jährliche Berichterstattungspflicht.37 

Das Unternehmen hat die Prävention und Abhilfe durch „angemessene Massnah-

men“ zu treffen.38 

 
31 Vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft (zum 31.08.2023) 
32 Vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft BBI 2017 S. 6363 
33 Vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft (zum 31.08.2023) 
34 Vgl. VSoTr S. 1 
35 Vgl. Art. 1 VSoTr 
36 Vgl. Art. 10 VSoTr 
37 Vgl. Art. 17 VSoTr 
38 Vgl. Art. 10 d. & Art. 11 d. VSoTr 
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Modern Slavery Act 2018 

Mit dem Modern Slavery Act 2018 (MSA 2018) wurde auch in Australien eine Be-

richtspflicht bezüglich des Risikos moderner Sklaverei verabschiedet. Betroffen sind 

Unternehmen, die weltweit einen Umsatz von mindestens 100 Mio. Australischen Dol-

lar vorweisen und in Australien sitzen oder Geschäfte betreiben.39 Teil des ver-

pflichtenden Berichts sind die Beschreibung der Struktur, Geschäftsabläufe und Lie-

ferkette; die dortigen Risiken der modernen Sklaverei (auch in Unternehmen, die das 

betroffene Unternehmen besitzt oder kontrolliert); die Beschreibung der Maßnahmen, 

die aufgrund dieser Risiken durchgeführt werden; die Beschreibung der Wirksamkeit 

(„effectiveness“) der Maßnahmen; die Beschreibung der Beratungsprozesse und alle 

weiteren relevanten Informationen des Unternehmens.40  

 
39 Vgl. § 5 Abs. 1 MSA 2018 
40 Vgl. § 16 Abs. 1 MSA 2018 
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3. Anwendung in der Praxis 

3.1 Rechtliche Informationen 

3.1.1 Entwicklungs- und Änderungshistorie 

3.1.1.1 Die Entwicklung des LkSG 

Wie bereits erwähnt leitete der NAP das Thema Menschenrechte in Lieferketten ein, 

auf dem das LkSG beruht. Der NAP ist auf die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 

Menschenrechte zurückzuführen, welche durch den UN-Menschenrechtsrat 2011 

verabschiedet wurden. Sie definieren in 31 Prinzipien Sorgfaltspflichten und Verant-

wortungen hinsichtlich der Menschenrechte in der globalen Wirtschaft und stellen ei-

nen der weltweit bedeutungsvollsten Standards der Unternehmensverantwortung von 

Menschenrechten dar.41 Die Prinzipien werden in drei Säulen unterteilt: Die Pflicht 

des Staates zum Menschenrechtsschutz, die Unternehmensverantwortung zur Men-

schenrechtsachtung und dem Zugang zu Abhilfe.42 

Im Jahr 2012 kam es, aufgrund von unzureichenden Brandschutzmaßnahmen, zu 

einem Brand in einer pakistanischen Textilfabrik, bei der 258 Menschen starben. 

Überlebenden und Hinterbliebene des Brandes forderten, durch eine Klage beim 

Landgericht Dortmund, Schadensersatz von einem deutschen Einzelhändler, der als 

Hauptkunde Einfluss auf die Verbesserung der Brandschutzmaßnahmen gehabt 

hätte. Obwohl das Gericht die Klage ablehnte, stellt es trotzdem ein wichtiges Ereignis 

in Sachen Menschenrechte innerhalb der Lieferkette dar.43 

Im folgenden Jahr kam es zu einem Gebäudeeinsturz einer Textilfabrik genannt 

„Rana Plaza“ in Bangladesch, wodurch über 1.100 Menschen starben. Aufgrund des 

Vorfalls unterzeichneten mehrere internationale, darunter auch deutsche Unterneh-

men, einen Vertrag zur Erhöhung der Sicherheit in der bangladeschischen Textilpro-

duktion.44 

 
41 Vgl. European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR): UN-Leitprinzipien zu Wirtschaft 
und Menschenrechten 
42 Vgl. NAP S. 4 
43 Vgl. ECCHR 2020: KiK: Der Preis der Arbeitsbedingungen in der Textilindustrie Südasiens 
44 Vgl. Zeit Online 2013: Modeproduzenten verpflichten sich zu mehr Sicherheit 
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Die UN-Leitprinzipien wurden im Jahr 2016, als nationale Umsetzung in Form des 

NAP, im Bundeskabinett verabschiedet.45 Der NAP enthielt dem LkSG ähnliche Sorg-

faltspflichten gegenüber den betroffenen Unternehmen. Die Grundsatzerklärung zur 

Menschenrechtsachtung, das Verfahren zur Ermittlung realer und eventueller Nega-

tiveffekte auf Menschenrechte, Abwendungsmaßnahmen hinsichtlich der eventuellen 

Negativeffekte, sowie die Wirksamkeitsprüfung der Maßnahmen, die Berichterstat-

tung und der Beschwerdemechanismus bildeten die Grundlage der Sorgfaltspflich-

ten.46 

Die Maßnahmen des NAP waren jedoch nicht verpflichtend und die Regierung erwar-

tete lediglich, dass alle Unternehmen die „…Prozesse in einer ihrer Größe, Branche 

und Position in der Liefer- und Wertschöpfungskette angemessenen Weise“ einfüh-

ren. Als Ziel wurde genannt, dass mindestens 50 % der Unternehmen, mit mehr als 

500 Mitarbeitern und Sitz in Deutschland, die Sorgfaltspflichten erfüllen sollten.47  

Im Jahr 2019 wurde die Initiative Lieferkettengesetz als Bündnis aus über 80 Organi-

sationen, Kirchen und Gewerkschaften gegründet. Da die Unternehmen ihre Verant-

wortung gegenüber den Menschenrechten nicht freiwillig tragen würden, verlangte 

das Bündnis ein verpflichtendes Lieferkettengesetz.48 

Aufgrund mehrerer Initiativen, vor allem der Initiative Lieferkettengesetz, wurde im 

März 2020 ein Eckpunktepapier durch das BMAS und BMZ präsentiert.49 Als Kern-

elemente der Sorgfaltspflichten wurden die Risikoermittlung und -analyse, die Ergrei-

fung von Maßnahmen, die Wirksamkeitsprüfung, der Beschwerdemechanismus und 

die Berichterstattung definiert.50 Die Ausgestaltung des Risikomanagements sollte 

hierbei „in Hinblick auf Art und Umfang der Geschäftstätigkeit angemessen, d.h. ver-

hältnismäßig und zumutbar“ erfolgen. Zur Bestimmung der Angemessenheit sollte die 

Geschäftstätigkeit, die Risikowahrscheinlichkeit, die Risikoschwere und die Einwir-

kungsmöglichkeit dienen.51 

 
45 Vgl. Auswärtiges Amt 2017 
46 Vgl. NAP S. 8 
47 Vgl. NAP S. 10 
48 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2020: Hintergrundpapier 
49 Vgl. Altenschmidt; Helling 2022, S. 32 ff. 
50 Vgl. BMAS 2020: Eckpunktepapier, S. 2 
51 Vgl. BMAS 2020: Eckpunktepapier, S. 3 
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Im Juli 2020 bestätigte sich die Behauptung der Initiative Lieferkettengesetz. Nach 

einer Untersuchung ergab sich, dass nur 13 bis 17 Prozent der befragten Unterneh-

men die Vorgaben des NAP erfüllten.52 

Am 28. Februar 2021 legte das BMAS einen Referentenentwurf vor.53 Der Regie-

rungsentwurf wurde am 3. März 2021 verabschiedet und das Gesetz am 22.Juli 2021 

verkündet.54 

3.1.1.2 Änderungen des Referentenentwurfs 

In folgender Tabelle sind alle Änderungen erfasst, die zwischen dem Referentenent-

wurf des LkSG und dem verabschiedeten Gesetz vorgenommen wurden. Die erste 

Spalte gibt den Paragrafen des Referentenentwurfs bzw. LkSG an. Im Falle von un-

terschiedlichen Paragrafen mit gleicher Bedeutung wird zuerst der des Referenten-

entwurfs und dann der des LkSG genannt. In der zweiten Spalte findet sich der Aus-

zug aus dem Referentenentwurf und in der dritten der des LkSG. Grün markierte 

Textstellen verweisen auf neu hinzugefügte Inhalte, während rot auf gestrichene In-

halte hinweist. Gelb markierte Inhalte zeigen Textstellen, die umstrukturiert oder um-

formuliert worden. Vergleichbare Textstellen stehen immer gemeinsam in einer Zeile. 

Im Falle einer größeren Umstrukturierung von Textstellen, weisen Pfeile auf den 

neuen Standort im LkSG hin. Bloße Änderungen von Aufzählungsnummern, Recht-

schreibfehlern oder Umstrukturierungen innerhalb eines einzelnen Satzes werden 

hierbei nicht beachtet. 

 Referentenentwurf Verabschiedetes LkSG 

§ 1 (1) 
…in der Regel mindestens 3.000 Arbeitnehmer be-

schäftigen. 

…in der Regel mindestens 3 000 Arbeitnehmer im 

Inland beschäftigen; ins Ausland entsandte Arbeit-

nehmer sind erfasst. 

 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 ist dieses Ge-

setz auch anzuwenden auf Unternehmen ungeach-

tet ihrer Rechtsform, die 

1.eine Zweigniederlassung gemäß § 13d des Han-

delsgesetzbuchs im Inland haben und 

2. in der Regel mindestens 3 000 Arbeitnehmer im 

Inland beschäftigen. 

 
52 Vgl. RE S. 1 
53 Vgl. RefE S. 1 
54 Vgl. BMAS: Umsetzungsstand Lieferkettengesetz  
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§ 1 (3) 
Innerhalb von verbundenen Unternehmen (§ 15 

des Aktiengesetzes) sind die Arbeitnehmer sämtli-

cher konzernangehöriger Gesellschaften bei der 

Berechnung der Arbeitnehmerzahl (Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2) der Konzernmutter zu berücksichtigen. 

Innerhalb von verbundenen Unternehmen (§ 15 

des Aktiengesetzes) sind die im Inland beschäftig-

ten Arbeitnehmer sämtlicher konzernangehöriger 

Gesellschaften bei der Berechnung der Arbeitneh-

merzahl (Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) der Oberge-

sellschaft zu berücksichtigen; ins Ausland ent-

sandte Arbeitnehmer sind erfasst. 

§ 2 (1) 
Menschenrechte im Sinne dieses Gesetzes sind sol-

che, die sich aus den in den 

Nummern 1 bis 11 der Anlage aufgelisteten Über-

einkommen ergeben. 

Geschützte Rechtspositionen im Sinne dieses Ge-

setzes sind solche, die sich aus den in den Num-

mern 1 bis 11 der Anlage aufgelisteten Überein-

kommen zum Schutz der Menschenrechte erge-

ben. 

§ 2 (2) 
Ein menschenrechtliches Risiko im Sinne dieses Ge-

setzes ist ein Zustand, bei 

dem auf Grund tatsächlicher Umstände mit hinrei-

chender Wahrscheinlichkeit ein Verstoß 

gegen eines der folgenden Verbote zum Schutz der 

in § 2 Absatz 1 geschützten Rechtspositionen 

droht: 

1. das Verbot der Beschäftigung eines Kindes unter 

dem zulässigen Mindestalter, wobei das zulässige 

Mindestalter dem Alter entspricht, in dem nach 

dem anwendbaren nationalen Recht die Schul-

pflicht endet und mindestens 15 Jahre beträgt, … 

… 

5. das Verbot der Missachtung der nach dem an-

wendbaren nationalen Recht geltenden 

Pflichten des Arbeitsschutzes, wenn hierdurch die 

Gefahr von Unfällen bei der Arbeit 

oder arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren entste-

hen, insbesondere durch: 

… 

Ein menschenrechtliches Risiko im Sinne dieses Ge-

setzes ist ein Zustand, bei dem aufgrund tatsächli-

cher Umstände mit hinreichender Wahrscheinlich-

keit ein Verstoß gegen eines der folgenden Ver-

bote droht: 

1. das Verbot der Beschäftigung eines Kindes unter 

dem Alter, mit dem nach dem Recht des Beschäfti-

gungsortes die Schulpflicht endet, wobei das Be-

schäftigungsalter 15 Jahre nicht unterschreiten 

darf; … 

… 

5. das Verbot der Missachtung der nach dem Recht 

des Beschäftigungsortes geltenden Pflichten des 

Arbeitsschutzes, wenn hierdurch die Gefahr von 

Unfällen bei der Arbeit oder arbeitsbedingte Ge-

sundheitsgefahren entstehen, insbesondere durch: 

… 

§ 2 (4) / 

§ 2 (3) 

Ein umweltbezogenes Risiko im Sinne dieses Ge-

setzes ist ein Zustand, bei dem 

auf Grund tatsächlicher Umstände mit hinreichen-

der Wahrscheinlichkeit eine Verletzung 

einer in Absatz 3 aufgeführten umweltbezogenen 

Pflicht durch Verstoß gegen eines der 

folgenden Verbote droht: 

… 

Ein umweltbezogenes Risiko im Sinne dieses Ge-

setzes ist ein Zustand, bei dem auf Grund tatsächli-

cher Umstände mit hinreichender Wahrscheinlich-

keit ein Verstoß gegen eines der folgenden Ver-

bote droht: 

… 

4. das Verbot der Produktion und Verwendung von 

Chemikalien nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 
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2. das Verbot der Produktion und Verwendung von 

Chemikalien nach Artikel 3 Absatz 1 

Buchstabe a und Anlage A des Stockholmer Über-

einkommens vom 23. Mai 2001 über 

persistente organische Schadstoffe (BGBl. 2002 II 

S. 803, 804) (POPs-Übereinkommen), soweit dieses 

nach dem anwendbaren nationalen Recht in Über-

einstimmung mit 

dem POPs-Übereinkommen gilt sowie… 

und Anlage A des Stockholmer Übereinkommens 

vom 23. Mai 2001 über persistente organische 

Schadstoffe (BGBl. 2002 II S. 803, 804) (POPs-Über-

einkommen), zuletzt geändert durch den Beschluss 

vom 6. Mai 2005 (BGBl. 2009 II S. 1060, 1061), in 

der Fassung der Verordnung (EU) 2019/1021 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 

Juni 2019 über persistente organische Schadstoffe 

(ABl. L 169 vom 26.5.2019, S. 45), die zuletzt durch 

die Delegierte Verordnung (EU) 2021/277 der 

Kommission vom 16. Dezember 2020 (ABl. L 62 

vom 23.2.2021, S. 1) geändert worden ist; … 

6. das Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle im 

Sinne des Artikel 1 Absatz 1 und anderer Abfälle im 

Sinne des Artikel 1 Absatz 2 des Basler Überein-

kommens über die Kontrolle der grenzüberschrei-

tenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer 

Entsorgung vom 22. März 1989 (BGBl. 1994 II S. 

2703, 2704) (Basler Übereinkommen), zuletzt ge-

ändert durch die Dritte Verordnung zur Änderung 

von Anlagen zum Basler Übereinkommen vom 22. 

März 1989 vom 6. Mai 2014 (BGBl. II S. 306, 307), 

und im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juni 2006 über die Verbringung von Abfällen 

(ABl. L 190 vom 12.7.2006, S. 1) (Verordnung (EG) 

Nr. 1013/2006), die zuletzt durch die Delegierte 

Verordnung (EU) 2020/2174 der Kommission vom 

19. Oktober 2020 (ABl. L 433 vom 22.12.2020, S. 

11) geändert worden ist 

a) in eine Vertragspartei, die die Einfuhr solcher 

gefährlichen und anderer Abfälle verboten hat (Ar-

tikel 4 Absatz 1 Buchstabe b des Basler Überein-

kommens), 

b) in einen Einfuhrstaat im Sinne des Artikel 2 

Nummer 11 des Basler Übereinkommens, der nicht 

seine schriftliche Einwilligung zu der bestimmten 

Einfuhr gegeben hat, wenn dieser Einfuhrstaat die 

Einfuhr dieser gefährlichen Abfälle nicht verboten 
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hat (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c des Basler 

Übereinkommens), 

c) in eine Nichtvertragspartei des Basler Überein-

kommens (Artikel 4 Absatz 5 des Basler Überein-

kommens), 

d) in einen Einfuhrstaat, wenn solche gefährlichen 

Abfälle oder andere Abfälle in diesem Staat oder 

anderswo nicht umweltgerecht behandelt werden 

(Artikel 4 Absatz 8 Satz 1 des Basler Übereinkom-

mens); 

7. das Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle von 

in Anlage VII des Basler Übereinkommens aufge-

führten Staaten in Staaten, die nicht in Anlage VII 

aufgeführt sind (Artikel 4A des Basler Übereinkom-

mens, Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr. 1013/

2006) sowie 

8. das Verbot der Einfuhr gefährlicher Abfälle und 

anderer Abfälle aus einer Nichtvertragspartei des 

Basler Übereinkommens (Artikel 4 Absatz 5 des 

Basler Übereinkommens). 

§ 2 (4) 
 Eine Verletzung einer menschenrechtsbezogenen 

Pflicht im Sinne dieses Gesetzes ist der Verstoß ge-

gen ein in Absatz 2 Nummer 1 bis 12 genanntes 

Verbot. Eine Verletzung einer umweltbezogenen 

Pflicht im Sinne dieses Gesetzes ist der Verstoß ge-

gen ein in Absatz 3 Nummer 1 bis 8 genanntes Ver-

bot. 

§ 2 (6) 
 In verbundenen Unternehmen zählt zum eigenen 

Geschäftsbereich der Obergesellschaft eine kon-

zernangehörige Gesellschaft, wenn die Obergesell-

schaft auf die konzernangehörige Gesellschaft ei-

nen bestimmenden Einfluss ausübt. 

§ 2 (7) 
Unmittelbarer Zulieferer im Sinne dieses Gesetzes 

ist ein Vertragspartner, dessen 

Zulieferungen für die Herstellung des Produktes 

des Unternehmens oder zur Erbringung 

und Inanspruchnahme der betreffenden Dienstleis-

tung notwendig sind. 

Unmittelbarer Zulieferer im Sinne dieses Gesetzes 

ist ein Partner eines Vertrages über die Lieferung 

von Waren oder die Erbringung von Dienstleistun-

gen, dessen Zulieferungen für die Herstellung des 

Produktes des Unternehmens oder zur Erbringung 

und Inanspruchnahme der betreffenden Dienstleis-

tung notwendig sind. 
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§ 3 (1) 
Unternehmen sind dazu verpflichtet, in ihren Lie-

ferketten die in diesem Abschnitt festgelegten 

menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorg-

faltspflichten in angemessener Weise zu beachten. 

Die Sorgfaltspflichten enthalten: … 

 

Unternehmen sind dazu verpflichtet, in ihren Lie-

ferketten die in diesem Abschnitt festgelegten 

menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorg-

faltspflichten in angemessener Weise zu beachten 

mit dem Ziel, menschenrechtlichen oder umwelt-

bezogenen Risiken vorzubeugen oder sie zu mini-

mieren oder die Verletzung menschenrechtsbezo-

gener oder umweltbezogener Pflichten zu been-

den. Die Sorgfaltspflichten enthalten: … 

§ 3 (2) 
Die angemessene Weise eines Handelns, das den 

Sorgfaltspflichten genügt, bestimmt sich nach 

… 

2. dem Einflussvermögen des Unternehmens auf 

den unmittelbaren Verursacher der Verletzung ei-

ner geschützten Rechtsposition oder einer umwelt-

bezogenen Pflicht, 

3. der typischerweise zu erwartenden Schwere der 

Verletzung, der Umkehrbarkeit der 

Verletzung, und der Wahrscheinlichkeit des Verlet-

zungseintritts einer geschützten 

Rechtsposition oder einer umweltbezogenen 

Pflicht sowie 

4. nach der Art des Verursachungsbeitrages zu 

dem menschenrechtlichen oder umweltbezogenen 

Risiko. 

Die angemessene Weise eines Handelns, das den 

Sorgfaltspflichten genügt, bestimmt sich nach 

… 

2. dem Einflussvermögen des Unternehmens auf 

den unmittelbaren Verursacher eines menschen-

rechtlichen oder umweltbezogenen Risikos oder 

der Verletzung einer menschenrechtsbezogenen 

oder einer umweltbezogenen Pflicht 

3. der typischerweise zu erwartenden Schwere der 

Verletzung, der Umkehrbarkeit der Verletzung und 

der Wahrscheinlichkeit der Verletzung einer men-

schenrechtsbezogenen oder einer umweltbezoge-

nen Pflicht sowie 

4. nach der Art des Verursachungsbeitrages des 

Unternehmens zu dem menschenrechtlichen oder 

umweltbezogenen Risiko oder zu der Verletzung 

einer menschenrechtsbezogenen oder einer um-

weltbezogenen Pflicht. 

§ 3 (3) 
 Eine Verletzung der Pflichten aus diesem Gesetz 

begründet keine zivilrechtliche Haftung. Eine unab-

hängig von diesem Gesetz begründete zivilrechtli-

che Haftung bleibt unberührt. 

§ 4 (1) 
Unternehmen müssen ein angemessenes und wirk-

sames Risikomanagement einrichten. Das Risiko-

management ist in allen maßgeblichen Geschäfts-

abläufen durch angemessene Maßnahmen zu ver-

ankern. 

Unternehmen müssen ein angemessenes und wirk-

sames Risikomanagement zur Einhaltung der Sorg-

faltspflichten (§ 3 Absatz 1) einrichten. Das Risiko-

management ist in alle maßgeblichen Geschäftsab-

läufe durch angemessene Maßnahmen zu veran-

kern. 

§ 4 (2) 
Wirksam sind solche Maßnahmen, die es ermögli-

chen, Risiken zu erkennen,  

Wirksam sind solche Maßnahmen, die es ermögli-

chen, menschenrechtliche und umweltbezogene 

Risiken zu erkennen und zu minimieren sowie 
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Verletzungen geschützter Rechtspositionen oder 

Verstößen gegen umweltbezogene 

Pflichten vorzubeugen, sie zu beenden oder zu mi-

nimieren, wenn das Unternehmen 

diese Risiken, Verletzungen oder Verstöße inner-

halb der Lieferkette verursacht oder 

dazu beigetragen hat. 

Verletzungen menschenrechtsbezogener oder um-

weltbezogener Pflichten zu verhindern, zu been-

den oder deren Ausmaß zu minimieren, wenn das 

Unternehmen diese Risiken oder Verletzungen in-

nerhalb der Lieferkette verursacht oder dazu bei-

getragen hat. 

§ 4 (4) 
Das Unternehmen hat die Interessen seiner Be-

schäftigten, der Beschäftigten 

innerhalb seiner Lieferkette und derjenigen, die in 

sonstiger Weise von der wirtschaftlichen Tätigkeit 

des Unternehmens oder von Unternehmen in sei-

ner Lieferkette in einer 

geschützten Rechtsposition unmittelbar betroffen 

sein können, angemessen zu berücksichtigen. 

Das Unternehmen hat bei der Errichtung und Um-

setzung seines Risikomanagementsystems die Inte-

ressen seiner Beschäftigten, der Beschäftigten in-

nerhalb seiner Lieferketten und derjenigen, die in 

sonstiger Weise durch das wirtschaftliche Handeln 

des Unternehmens oder durch das wirtschaftliche 

Handeln eines Unternehmens in seinen Lieferket-

ten in einer geschützten Rechtsposition unmittel-

bar betroffen sein können, angemessen zu berück-

sichtigen. 

§ 5 (1) 
Im Rahmen des Risikomanagements hat das Unter-

nehmen eine angemessene 

Risikoanalyse nach den Abätzen 2 bis 4 durchzu-

führen, um die Risiken in seinem Geschäftsbereich 

sowie bei seinen unmittelbaren Zulieferern zu er-

mitteln. In Fällen, in denen 

eine missbräuchliche Gestaltung der unmittelbaren 

Zuliefererbeziehung oder ein Umgehungsgeschäft 

vorgenommen wurde, um die Anforderungen an 

die Sorgfaltspflichten in 

Hinblick auf den unmittelbaren Zulieferern zu um-

gehen, zählt ein mittelbarer Zulieferer als 

unmittelbarer Zulieferer. 

Im Rahmen des Risikomanagements hat das Unter-

nehmen eine angemessene Risikoanalyse nach den 

Abätzen 2 bis 4 durchzuführen, um die menschen-

rechtlichen und umweltbezogenen Risiken im eige-

nen Geschäftsbereich sowie bei seinen unmittelba-

ren Zulieferern zu ermitteln. In Fällen, in denen ein 

Unternehmen eine missbräuchliche Gestaltung der 

unmittelbaren Zuliefererbeziehung oder ein Umge-

hungsgeschäft vorgenommen hat, um die Anforde-

rungen an die Sorgfaltspflichten in Hinblick auf den 

unmittelbaren Zulieferer zu umgehen, gilt ein mit-

telbarer Zulieferer als unmittelbarer Zulieferer. 

§ 5 (2) 
Die ermittelten Risiken sind angemessen zu ge-

wichten und zu priorisieren. Dabei 

sind insbesondere die in § 3 Absatz 2 genannten 

Kriterien maßgeblich. 

Die ermittelten menschenrechtlichen und umwelt-

bezogenen Risiken sind angemessen zu gewichten 

und zu priorisieren. Dabei sind insbesondere die in 

§ 3 Absatz 2 genannten Kriterien maßgeblich. 

§ 5 (3) 
Das Unternehmen muss dafür Sorge tragen, dass 

die Ergebnisse der Risikoanalyse intern an die maß-

geblichen Entscheidungsträger, etwa an den Vor-

stand oder an die 

Einkaufsabteilung, kommuniziert werden und 

diese die Ergebnisse angemessen berücksichtigen. 

Das Unternehmen muss dafür Sorge tragen, dass 

die Ergebnisse der Risikoanalyse intern an die maß-

geblichen Entscheidungsträger, etwa an den Vor-

stand oder an die Einkaufsabteilung, kommuniziert 

werden. 
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§ 6 
Grundsatzerklärung und Präventionsmaßnahmen Präventionsmaßnahmen 

§ 6 (2) 
Das Unternehmen muss eine Grundsatzerklärung 

über seine Menschenrechtsstrategie verabschie-

den. Die Grundsatzerklärung muss durch die Un-

ternehmensleitung 

verabschiedet werden und mindestens folgende 

Elemente einer Menschenrechtsstrategie 

des Unternehmens enthalten: 

… 

2. die für das Unternehmen auf Grundlage der Risi-

koanalyse festgestellten prioritären Risiken unter 

Bezugnahme auf die in der Anlage aufgeführten 

Übereinkommen und 

3. die auf Grundlage der Risikoanalyse und der in 

der Anlage aufgeführten Übereinkommen erfolgte 

Festlegung der menschenrechts- und umweltbezo-

genen Erwartungen, 

die das Unternehmen an seine Beschäftigten und 

Zulieferer in der Lieferkette richtet. 

Das Unternehmen muss eine Grundsatzerklärung 

über seine Menschenrechtsstrategie abgeben. Die 

Unternehmensleitung hat die Grundsatzerklärung 

abzugeben. Die Grundsatzerklärung muss mindes-

tens die folgenden Elemente einer Menschen-

rechtsstrategie des Unternehmens enthalten: 

… 

2. die für das Unternehmen auf Grundlage der Risi-

koanalyse festgestellten prioritären menschen-

rechtlichen und umweltbezogenen Risiken und 

3. die auf Grundlage der Risikoanalyse erfolgte 

Festlegung der menschenrechtsbezogenen und 

umweltbezogenen Erwartungen, die das Unterneh-

men an seine Beschäftigten und Zulieferer in der 

Lieferkette richtet. 

§ 6 (4) 
Das Unternehmen muss angemessene Präventi-

onsmaßnahmen gegenüber einem unmittelbaren 

Zulieferer verankern, insbesondere: 

… 

2. die vertragliche Zusicherung eines unmittelba-

ren Zulieferers, dass dieser die von der Geschäfts-

leitung des Unternehmens verlangten menschen-

rechtsbezogenen und umweltbezogenen Vorgaben 

einhält und entlang der Lieferkette angemessen 

adressiert, 

3. die Vereinbarung angemessener vertraglicher 

Kontrollmechanismen sowie die Durchführung von 

Schulungen und Weiterbildungen zur Durchset-

zung der vertraglichen Zusicherungen des unmit-

telbaren Zulieferers nach Nummer 2, 

4. die Durchführung risikobasierten Kontrollmaß-

nahmen auf Grundlage der vereinbarten 

Kontrollmechanismen nach Nummer 3, mit denen 

die Einhaltung der Menschenrechtsstrategie bei 

dem unmittelbaren Zulieferer überprüft wird. 

Das Unternehmen muss angemessene Präventi-

onsmaßnahmen gegenüber einem unmittelbaren 

Zulieferer verankern, insbesondere: 

… 

2. die vertragliche Zusicherung eines unmittelba-

ren Zulieferers, dass dieser die von der Geschäfts-

leitung des Unternehmens verlangten menschen-

rechtsbezogenen und umweltbezogenen Erwar-

tungen einhält und entlang der Lieferkette ange-

messen adressiert, 

3. die Durchführung von Schulungen und Weiter-

bildungen zur Durchsetzung der vertraglichen Zusi-

cherungen des unmittelbaren Zulieferers nach 

Nummer 2, 

4. die Vereinbarung angemessener vertraglicher 

Kontrollmechanismen sowie deren risikobasierte 

Durchführung, um die Einhaltung der Menschen-

rechtsstrategie bei dem unmittelbaren Zulieferer 

zu überprüfen. 
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§ 7 (1) 
Stellt das Unternehmen fest, dass die Verletzung 

einer geschützten Rechtsposition 

oder der Verstoß gegen eine umweltbezogene 

Pflicht in seinem eigenen Geschäftsbereich oder 

bei einem unmittelbaren Zulieferer bereits einge-

treten ist oder unmittelbar bevorsteht, hat es un-

verzüglich angemessene Abhilfemaßnahmen zu er-

greifen, um diese Verletzung oder diesen Verstoß 

zu verhindern, zu beenden oder zu minimieren. § 5 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Im eigenen Ge-

schäftsbereich muss die Abhilfemaßnahme zu ei-

ner Beendigung der Verletzung führen. 

Stellt das Unternehmen fest, dass die Verletzung 

einer menschenrechtsbezogenen oder einer um-

weltbezogenen Pflicht in seinem eigenen Ge-

schäftsbereich oder bei einem unmittelbaren Zulie-

ferer bereits eingetreten ist oder unmittelbar be-

vorsteht, hat es unverzüglich angemessene Abhil-

femaßnahmen zu ergreifen, um diese Verletzung 

zu verhindern, zu beenden oder das Ausmaß der 

Verletzung zu minimieren. § 5 Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. Im eigenen Geschäftsbereich im In-

land muss die Abhilfemaßnahme zu einer Beendi-

gung der Verletzung führen. Im eigenen Geschäfts-

bereich im Ausland und im eigenen Geschäftsbe-

reich gemäß § 2 Absatz 6 Satz 3 muss die Abhil-

femaßnahme in der Regel zur Beendigung der Ver-

letzung führen. 

§ 7 (2) 
Ist die Verletzung einer geschützten Rechtsposition 

oder der Verstoß gegen eine 

umweltbezogene Pflicht bei einem unmittelbaren 

Zulieferer so beschaffen, dass das Unternehmen 

sie nicht in absehbarer Zeit beenden kann, muss es 

unverzüglich ein Konzept zur Minimierung erstel-

len und umsetzen. 

… 

1. die gemeinsame Erarbeitung und Umsetzung ei-

nes Plans zur Behebung des Missstandes mit dem 

Unternehmen, durch das die Verletzung verursacht 

wird, 

… 

Ist die Verletzung einer menschenrechtsbezogenen 

oder einer umweltbezogenen Pflicht bei einem un-

mittelbaren Zulieferer so beschaffen, dass das Un-

ternehmen sie nicht in absehbarer Zeit beenden 

kann, muss es unverzüglich ein Konzept zur Been-

digung oder Minimierung erstellen und umsetzen. 

… 

1. die gemeinsame Erarbeitung und Umsetzung ei-

nes Plans zur Beendigung oder Minimierung der 

Verletzung mit dem Unternehmen, durch das die 

Verletzung verursacht wird, 

… 

§ 7 (3) 
Der Abbruch einer Geschäftsbeziehung ist nur ge-

boten, wenn 

1. die Verletzung einer geschützten Rechtsposition 

oder der Verstoß gegen eine umweltbezogene 

Pflicht als sehr schwerwiegend bewertet wird, 

2. die Umsetzung der im Konzept erarbeiteten 

Maßnahmen nach Ablauf der im Konzept 

festgelegten Zeit keine Abhilfe bewirkt, 

3. dem Unternehmen keine anderen milderen Mit-

tel zur Verfügung stehen und 

Der Abbruch einer Geschäftsbeziehung ist nur ge-

boten, wenn 

1. die Verletzung einer geschützten Rechtsposition 

oder einer umweltbezogenen Pflicht als sehr 

schwerwiegend bewertet wird, 

2. die Umsetzung der im Konzept erarbeiteten 

Maßnahmen nach Ablauf der im Konzept festge-

legten Zeit keine Abhilfe bewirkt, 

3. dem Unternehmen keine anderen milderen Mit-

tel zur Verfügung stehen und eine Erhöhung des 

Einflussvermögens nicht aussichtsreich erscheint. 
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4. eine Erhöhung des Einflussvermögens nicht aus-

sichtsreich erscheint.  

 

Die bloße Tatsache, dass ein Staat eines der in der 

Anlage zu diesem Gesetz aufgelisteten Überein-

kommen nicht ratifiziert oder nicht in sein nationa-

les Recht umgesetzt hat, führt nicht zu einer Pflicht 

zum Abbruch der Geschäftsbeziehung. Von Satz 2 

unberührt bleiben Einschränkungen des Außen-

wirtschaftsverkehrs durch oder aufgrund von Bun-

desrecht, Recht der Europäischen Union oder Völ-

kerrecht. 

§ 8 (1) 
Das Unternehmen hat dafür zu sorgen, dass ein 

unternehmensinternes Beschwerdeverfahren nach 

den Absätzen 2 bis 4 eingerichtet ist, das es Perso-

nen ermöglicht, die durch wirtschaftliche Tätigkei-

ten im eigenen Geschäftsbereich des Unterneh-

mens oder durch wirtschaftliche Tätigkeiten eines 

unmittelbaren Zulieferers unmittelbar betroffen 

sind oder in einer geschützten Rechtsposition ver-

letzt sein können, sowie Personen, die Kenntnis 

von der möglichen Verletzung einer geschützten 

Rechtsposition oder eines möglichen Verstoßes ei-

ner umweltbezogenen Pflicht haben, auf men-

schenrechtliche und umweltbezogene Risiken oder 

Verletzungen und Verstöße hinzuweisen. Geht ein 

Hinweis einer unmittelbar betroffenen Person ein, 

so ist der Eingang zu bestätigen. Das Unternehmen 

hat den Sachverhalt mit den Hinweisgebern zu er-

örtern. 

… 

Das Unternehmen hat dafür zu sorgen, dass ein an-

gemessenes unternehmensinternes Beschwerde-

verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 eingerichtet 

ist. Das Beschwerdeverfahren ermöglicht Perso-

nen, auf menschenrechtliche und umweltbezogene 

Risiken sowie auf Verletzungen menschenrechts-

bezogener oder umweltbezogener Pflichten hinzu-

weisen, die durch das wirtschaftliche Handeln ei-

nes Unternehmens im eigenen Geschäftsbereich 

oder eines unmittelbaren Zulieferers entstanden 

sind. Der Eingang des Hinweises ist den Hinweisge-

bern zu bestätigen. Die von dem Unternehmen mit 

der Durchführung des Verfahrens betrauten Perso-

nen haben den Sachverhalt mit den Hinweisgebern 

zu erörtern. 

… 

§ 8 (2) 
Das Unternehmen legt schriftlich eine Verfahrens-

ordnung fest. 

Das Unternehmen legt eine Verfahrensordnung in 

Textform fest, die öffentlich zugänglich ist. 

§ 8 (4) 
.... Das Beschwerdeverfahren muss für potenzielle 

Nutzer zugänglich sein, die Vertraulichkeit der 

Identität wahren und wirksamen Schutz vor Be-

nachteiligung oder Bestrafung aufgrund einer Be-

schwerde gewährleisten. 

… Das Beschwerdeverfahren muss für potenzielle 

Beteiligte zugänglich sein, die Vertraulichkeit der 

Identität wahren und wirksamen Schutz vor Be-

nachteiligung oder Bestrafung aufgrund einer Be-

schwerde gewährleisten. 

§ 9 (1) 
Das Unternehmen muss das Beschwerdeverfahren 

nach § 8 so einrichten, dass, es Personen, die 

durch wirtschaftliche Tätigkeiten eines mittelbaren 

Zulieferers in einer geschützten Rechtsposition 

Das Unternehmen muss das Beschwerdeverfahren 

nach § 8 so einrichten, dass es Personen auch er-

möglicht, auf menschenrechtliche oder umweltbe-

zogene Risiken sowie auf Verletzungen 
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verletzt sein können sowie Personen, die Kenntnis 

von einer möglichen Verletzung einer geschützten 

Rechtsposition oder von einem möglichen Verstoß 

gegen eine umweltbezogene Pflicht haben, ermög-

licht, auf diese Verletzung hinzuweisen. 

menschenrechtsbezogener oder umweltbezogener 

Pflichten hinzuweisen, die durch das wirtschaftli-

che Handeln eines mittelbaren Zulieferers entstan-

den sind. 

§ 9 (3) 
Erlangt das Unternehmen substantiierte Kenntnis 

über eine mögliche menschenrechtliche Verlet-

zung oder über einen möglichen Verstoß gegen 

eine umweltbezogene 

Pflicht bei mittelbaren Zulieferern, so hat es an-

lassbezogen unverzüglich 

1. eine Risikoanalyse gemäß § 5 durchzuführen, 

2. angemessene Präventionsmaßnahmen im Sinne 

des § 6 gegenüber dem Verursacher 

zu verankern, 

3. ein Konzept zur Minimierung und Vermeidung 

der Verletzung einer geschützten 

Rechtsposition oder umweltbezogenen Pflicht zu 

erstellen und umzusetzen und 

… 

Liegen einem Unternehmen tatsächliche Anhalts-

punkte vor, die eine Verletzung einer menschen-

rechtsbezogenen oder einer umweltbezogenen 

Pflicht bei mittelbaren Zulieferern möglich erschei-

nen lassen (substantiierte Kenntnis), so hat es an-

lassbezogen unverzüglich 

1. eine Risikoanalyse gemäß § 5 Absatz 1 bis 3 

durchzuführen, 

2. angemessene Präventionsmaßnahmen gegen-

über dem Verursacher zu verankern, etwa die 

Durchführung von Kontrollmaßnahmen, die Unter-

stützung bei der Vorbeugung und Vermeidung ei-

nes Risikos oder die Umsetzung von branchenspe-

zifischen oder branchenübergreifenden Initiativen, 

denen das Unternehmen beigetreten ist, 

3. ein Konzept zur Verhinderung, Beendigung oder 

Minimierung zu erstellen und umzusetzen und 

… 

§ 10 (2) 
Das Unternehmen hat jährlich einen Bericht über 

die Erfüllung seiner Sorgfaltspflichten im vergange-

nen Geschäftsjahr zu erstellen. In dem Bericht ist 

nachvollziehbar mindestens darzulegen, 

1. ob und falls ja welche Risiken das Unternehmen 

identifiziert hat, 

2. was das Unternehmen, unter Bezugnahme auf 

die in den §§ 4 bis 9 beschriebenen Maßnahmen, 

zur Erfüllung seiner Sorgfaltspflichten unternom-

men hat; dazu zählen auch die Elemente der 

Grundsatzerklärung gemäß § 6 Absatz 2, sowie die 

Maßnahmen, die das Unternehmen aufgrund von 

Beschwerden nach § 8 getroffen hat. 

 

Das Unternehmen hat jährlich einen Bericht über 

die Erfüllung seiner Sorgfaltspflichten im vergange-

nen Geschäftsjahr zu erstellen und spätestens vier 

Monate nach dem Schluss des Geschäftsjahrs auf 

der Internetseite des Unternehmens für einen Zeit-

raum von sieben Jahren kostenfrei öffentlich zu-

gänglich zu machen. In dem Bericht ist nachvoll-

ziehbar mindestens darzulegen, 

1. ob und falls ja, welche menschenrechtlichen und 

umweltbezogenen Risiken oder Verletzungen einer 

menschenrechtsbezogenen oder umweltbezoge-

nen Pflicht das Unternehmen identifiziert hat, 

2. was das Unternehmen, unter Bezugnahme auf 

die in den §§ 4 bis 9 beschriebenen Maßnahmen, 

zur Erfüllung seiner Sorgfaltspflichten unternom-

men hat; dazu zählen auch die Elemente der 

Grundsatzerklärung gemäß § 6 Absatz 2, sowie die 
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Maßnahmen, die das Unternehmen aufgrund von 

Beschwerden nach § 8 oder nach § 9 Absatz 1 ge-

troffen hat, 

§ 10 (3) 
Hat das Unternehmen kein Risiko festgestellt und 

dies in seinem Bericht plausibel dargelegt, sind 

keine weiteren Ausführungen nach Absatz 2 Num-

mern 2 bis 4 erforderlich. 

Hat das Unternehmen kein menschenrechtliches 

oder umweltbezogenes Risiko und keine Verlet-

zung einer menschenrechtsbezogenen oder einer 

umweltbezogenen Pflicht festgestellt und dies in 

seinem Bericht plausibel dargelegt, sind keine wei-

teren Ausführungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 

2 bis 4 erforderlich. 

§ 10 (4) 
Der Bericht ist spätestens vier Monate nach dem 

Schluss des Geschäftsjahrs auf der Internetseite 

des Unternehmens für einen Zeitraum von sieben 

Jahren kostenfrei öffentlich zugänglich zu machen. 

Der Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nissen ist dabei gebührend Rechnung zu tragen. 

Der Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nissen ist dabei gebührend Rechnung zu tragen. 

 

§ 11 (1) 
Wer in einer überragend wichtigen Rechtsposition 

gemäß § 2 Absatz 1 verletzt ist, kann zur gerichtli-

chen Geltendmachung seiner Rechte einer Ge-

werkschaft oder Nichtregierungsorganisation die 

Ermächtigung zur Prozessführung erteilen. 

Wer geltend macht, in einer überragend wichtigen 

geschützten Rechtsposition aus § 2 Absatz 1 ver-

letzt zu sein, kann zur gerichtlichen Geltendma-

chung seiner Rechte einer inländischen Gewerk-

schaft oder Nichtregierungsorganisation die Er-

mächtigung zur Prozessführung erteilen. 

§ 11 (2) 
Eine inländische Gewerkschaft oder Nichtregie-

rungsorganisation kann nach Absatz 1 nur bevoll-

mächtigt werden, wenn sie eine auf Dauer ange-

legte eigene Präsenz unterhält und sich nach ihrer 

Satzung nicht gewerbsmäßig und nicht nur vor-

rübergehend dafür 

einsetzt, die Menschenrechte gemäß § 2 Absatz 1 

oder entsprechende Rechte im nationalen 

Recht eines Staates zu realisieren. 

Eine Gewerkschaft oder Nichtregierungsorganisa-

tion kann nach Absatz 1 nur ermächtigt werden, 

wenn sie eine auf Dauer angelegte eigene Präsenz 

unterhält und sich nach ihrer Satzung nicht ge-

werbsmäßig und nicht nur vorübergehend dafür 

einsetzt, die Menschenrechte oder entsprechende 

Rechte im nationalen Recht eines Staates zu reali-

sieren. 

§ 14 (1) 
Die zuständige Behörde wird tätig: 

1. nach pflichtgemäßem Ermessen, um die Einhal-

tung der §§ 3 bis 10 Absatz 1 zu kontrollieren und 

Verstöße festzustellen, zu beseitigen oder zu ver-

hindern; die zuständige Behörde kontrolliert die 

Einhaltung der Pflichten gemäß §§ 3 bis 10 Absatz 

1 in Hinblick auf mögliche Verletzungen geschütz-

ter Rechtspositionen und Verstöße gegen umwelt-

bezogene Pflichten … 

Die zuständige Behörde wird tätig: 

1. von Amts wegen nach pflichtgemäßem Ermes-

sen, 

a) um die Einhaltung der Pflichten nach den §§ 3 

bis 10 Absatz 1 im Hinblick auf mögliche men-

schenrechtliche und umweltbezogene Risiken so-

wie Verletzungen einer menschenrechtsbezogenen 

oder einer umweltbezogenen Pflicht zu kontrollie-

ren und … 
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§ 15 
Die zuständige Behörde trifft die geeigneten und 

erforderlichen Anordnungen und Maßnahmen, um 

Verstöße gegen die Pflichten nach den §§ 3 bis 10 

Absatz 1 festzustellen, zu 

beseitigen und zu verhindern. Sie kann insbeson-

dere 

1. dem betroffenen Unternehmen konkrete Hand-

lungen zur Erfüllung seiner Pflichten aufgeben, 

2. dem betroffenen Unternehmen aufgeben, inner-

halb von drei Monaten ab Bekanntgabe 

der Anordnung einen Plan einschließlich klarer 

Zeitangaben zu deren Umsetzung vorzulegen und 

3. Personen laden und von ihnen nach Maßgabe 

des § 17 Auskünfte verlangen. 

Die zuständige Behörde trifft die geeigneten und 

erforderlichen Anordnungen und Maßnahmen, um 

Verstöße gegen die Pflichten nach den §§ 3 bis 10 

Absatz 1 festzustellen, zu beseitigen und zu verhin-

dern. Sie kann insbesondere 

1. Personen laden, 

2. dem Unternehmen aufgeben, innerhalb von drei 

Monaten ab Bekanntgabe der Anordnung einen 

Plan zur Behebung der Missstände einschließlich 

klarer Zeitangaben zu dessen Umsetzung vorzule-

gen und 

3. dem Unternehmen konkrete Handlungen zur Er-

füllung seiner Pflichten aufgeben. 

§ 16 
Soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 

§ 15 erforderlich ist, dürfen Personen, die von der 

zuständigen Behörde beauftragt wurden sowie 

Personen und Einrichtungen, derer sich die Be-

hörde zur Durchführung dieser Aufgaben bedient, 

… 

2. bei Unternehmen innerhalb der üblichen Ge-

schäfts- oder Betriebszeiten geschäftliche 

Unterlagen und Aufzeichnungen, aus denen sich 

die Einhaltung der Vorgaben nach 

den §§ 3 bis 10 Absatz 1 ergibt oder ableiten lässt, 

einsehen und prüfen. 

Soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 

§ 14 erforderlich ist, sind die zuständige Behörde 

und ihre Beauftragten befugt, 

… 

2. bei Unternehmen während der üblichen Ge-

schäfts- oder Betriebszeiten geschäftliche Unterla-

gen und Aufzeichnungen, aus denen sich ableiten 

lässt, ob die Sorgfaltspflichten nach den §§ 3 bis 10 

Absatz 1 eingehalten wurden, einzusehen und zu 

prüfen. 

§ 17 
Auskunftspflichten Auskunfts- und Herausgabepflichten 

§ 17 (1) 
… Die Verpflichtung erstreckt sich auch auf Aus-

künfte über verbundene Unternehmen (§ 15 

AktG), unmittelbare und mittelbare Zulieferer und 

die Herausgabe von Unterlagen dieser Unterneh-

men, soweit das auskunftspflichtige Unternehmen 

die Informationen zur Verfügung hat oder auf 

Grund bestehender rechtlicher Verbindungen zur 

Beschaffung der verlangten Informationen in der 

Lage ist. 

… Die Verpflichtung erstreckt sich auch auf Aus-

künfte über verbundene Unternehmen (§ 15 des 

Aktiengesetzes), unmittelbare und mittelbare Zu-

lieferer und die Herausgabe von Unterlagen dieser 

Unternehmen, soweit das auskunfts- oder heraus-

gabepflichtige Unternehmen oder die auskunfts- 

oder herausgabepflichtige Person die Informatio-

nen zur Verfügung hat oder aufgrund bestehender 

vertraglicher Beziehungen zur Beschaffung der ver-

langten Informationen in der Lage ist. 
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§ 17 (2) 
Die zu erteilenden Auskünfte nach Absatz 1 umfas-

sen insbesondere 

1. die Angaben und Nachweise zur Feststellung, ob 

ein Unternehmen in den Anwendungsbereich ge-

mäß § 1 fällt, 

2. die Angaben und Nachweise über die Erfüllung 

der Pflichten nach den §§ 3 bis 10 Absatz 1, 

3. die Namen der zur Überwachung der internen 

Prozesse zur Erfüllung der Pflichten nach den §§ 3 

bis 10 Absatz 1 zuständigen Personen, 

4. den Plan zur Umsetzung einer angeordneten 

Maßnahme zur Beseitigung von Verstößen nach § 

15 Satz 2 Nummer 2. 

Die zu erteilenden Auskünfte und herauszugeben-

den Unterlagen nach Absatz 1 umfassen insbeson-

dere 

1. die Angaben und Nachweise zur Feststellung, ob 

ein Unternehmen in den Anwendungsbereich die-

ses Gesetzes fällt, 

2. die Angaben und Nachweise über die Erfüllung 

der Pflichten nach den §§ 3 bis 10 Absatz 1 und 

3. die Namen der zur Überwachung der internen 

Prozesse des Unternehmens zur Erfüllung der 

Pflichten nach den §§ 3 bis 10 Absatz 1 zuständi-

gen Personen. 

 

§ 17 (3) 
 … 

Die auskunftspflichtige Person ist über ihr Recht 

zur Verweigerung der Auskunft zu belehren.  

… 

§ 21 (2) 
Die Berichte sollen auf festgestellte Verstöße und 

angeordnete Abhilfemaßnahmen hinweisen und 

diese erläutern sowie eine Auswertung der einge-

reichten Unternehmensberichte nach § 13 enthal-

ten, ohne die jeweils betroffenen Unternehmen zu 

benennen. 

Die Berichte sollen auf festgestellte Verstöße und 

angeordnete Abhilfemaßnahmen hinweisen und 

diese erläutern sowie eine Auswertung der einge-

reichten Unternehmensberichte nach § 12 enthal-

ten, ohne die jeweils betroffenen Unternehmen zu 

benennen. 

§ 24 (1) 
… 

8. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, 

dass ein Beschwerdeverfahren eingerichtet ist, 

9. entgegen § 9 Absatz 1 nicht dafür sorgt, dass ein 

Beschwerdeverfahren eingerichtet ist 

… 

12. entgegen § 10 Absatz 4 Satz 1 einen dort ge-

nannten Bericht nicht oder nicht rechtzeitig 

öffentlich zugänglich macht, 

… 

… 

8. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbin-

dung mit § 9 Absatz 1, nicht dafür sorgt, dass ein 

Beschwerdeverfahren eingerichtet ist, 

… 

11. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 einen dort ge-

nannten Bericht nicht oder nicht rechtzeitig öffent-

lich zugänglich macht, 

… 

§ 24 (2) 
Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden 

1. in den Fällen des Absatzes 1 

a) Nummer 3, 7 Buchstabe b, 8 und 9 

b) Nummer 6 und 7 Buchstabe a mit einer Geld-

buße bis zu achthunderttausend Euro, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 4, 5  

 

Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden 

1 .in den Fällen des Absatzes 1 

a) Nummer 3, 7 Buchstabe b und Nummer 8 

b) Nummer 6 und 7 Buchstabe a mit einer Geld-

buße bis zu achthunderttausend Euro,                      

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 4, 5 
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und 14 mit einer Geldbuße bis zu 

fünfhunderttausend Euro und 

… 

und 13 mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttau-

send Euro und 

… 

Tabelle 1: Änderungen des Referentenentwurfs 

3.1.2 Handreichungen und ähnliche Dokumente 

3.1.2.1 Handreichung Angemessenheit 

Zur Unterstützung der Unternehmen bei der Definition der Angemessenheit, veröf-

fentlichte das BAFA eine Handreichung, auf die im Folgenden eingegangen wird. Des 

Weiteren bezieht sich die Handreichung auch auf das Prinzip der Wirksamkeit, auf 

das in 3.1.2.3 eingegangen wird. 

Das BAFA begründet die Kopplung der Erfüllung der Sorgfaltspflichten an die Ange-

messenheit damit, dass somit die notwendige Bewegungsfreiheit und Entscheidungs-

spielraum geboten sind. Dadurch kann das Unternehmen selbst entscheiden in wel-

cher Anordnung und in welchem Umfang die Risiken berücksichtigt werden und somit 

eine effiziente Adressierung ihrer ermöglichen. Die in § 3 Abs. 2 genannten Kriterien 

der Angemessenheit sind dabei gleichrangig und vom Unternehmen abhängig zu ge-

wichten.55 

Im Zuge der Berichtsprüfung, kommt es nach § 14 zu einer Prüfung der Umsetzung 

der Anforderungen des LkSG durch das BAFA, die eine Einschätzung des Risikoma-

nagements und der Realisierung der Vorgaben auf deren Angemessenheit beinhaltet. 

Das BAFA nimmt hierbei Rücksicht auf die Situation des Unternehmens zum damali-

gen Zeitpunkt und prüft die Handlungen, in Verbindung mit der Bemühungspflicht, auf 

deren Angemessenheit.56 

Angemessenheitskriterien 

§ 3 Abs. 2 (1) Art und Umfang der Geschäftstätigkeit 

Art der Geschäftstätigkeit: 

Das Unternehmen hat zu prüfen, welches Ausmaß an Vielfältigkeit die geschäftlichen 

Beziehungen und Leistungen haben, welche Komplexität die Zusammensetzung und 

Ausführung der Produkte oder Dienstleistungen aufweist, ob die Ausrichtung des 

 
55 Vgl. BAFA-Handreichung zur Angemessenheit 2022 (BAFA HR), S. 3 ff. 
56 Vgl. BAFA HR 2022, S. 25 
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Unternehmens regionale oder nationale Grenzen überschreitet und ob spezifische 

Risikofaktoren hinsichtlich der Länder, Branchen oder Warengruppen existieren.57 

Umfang der Geschäftstätigkeit: 

Relevant ist unter anderem wie anfällig das Unternehmen, gemessen an der Häufig-

keit, gegenüber den zuvor genannten Risikofaktoren ist, sowie die Unternehmens-

größe gemessen anhand der Mitarbeiter und ihren Rollen, der Höhe des Umsatzes 

und Kapitals und die Herstellungskapazitäten.58 

§ 3 Abs. 2 (2) Einflussvermögen 

Das zweite Kriterium ist abhängig von der Risikonähe des Unternehmens und somit 

dem Entstehungsort des Risikos oder der Verletzung. Liegt dieser nicht im Unterneh-

men selbst, sondern bei einem Zulieferer kann durch die Stärke der Marktdominanz 

des Unternehmens, der Einfluss auf das Risiko eingeschätzt werden. Zur Beurteilung 

der Marktdominanz dient die Größe des Unternehmens als Benchmark zum Vergleich 

mit der Konkurrenz und dem Zulieferer. Auch der Anteil des Unternehmens am Um-

satz des Lieferanten (Verursachers) ist für die Beurteilung wichtig, jedoch gestaltet 

sich hierbei die Informationsbeschaffung als schwierig.59 

§ 3 Abs. 2 (3) Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit 

Schwere: 

Die Schwere lässt sich einerseits durch die Anzahl der betroffenen Personen oder 

dem Ausmaß des betroffenen Umweltbereichs beurteilen, wie auch durch den Stär-

kegrad der Beeinträchtigung. Ebenfalls relevant ist die Reversibilität der Verletzung 

gekoppelt mit dem hierfür benötigten Aufwand. Liegt eine Verletzung vor, die nicht 

rückgängig gemacht werden kann, so muss eine Beurteilung der Ressourcen zur Be-

hebung der negativen Auswirkungen der Verletzung erfolgen.60 

Eintrittswahrscheinlichkeit: 

Sie beschreibt die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein Risiko zu einer Verletzung ent-

wickelt. Für die Beurteilung ist wichtig, ob und mit welcher Häufigkeit dies bereits vor-

gefallen ist. Ist kein Vorfall bekannt so muss die Beurteilung anhand des Verursacher-

verhaltens und einer Betrachtung seiner bis dato angewandte Maßnahmen zur 

 
57 Vgl. BAFA HR 2022, S. 7 
58 ebenda 
59 ebenda 
60 Vgl. BAFA HR 2022, S. 8 
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Prävention durchgeführt werden. Zu beachten sind ebenfalls die zuvor genannten Ri-

sikofaktoren hinsichtlich der Länder, Branchen oder Warengruppen.61 

§ 3 Abs. 2 (4) Art des Verursachungsbeitrags 

Es muss eine Beurteilung über den Anteil an der Verursachung der Verletzung oder 

des Risikos durch das Unternehmen durchgeführt werden. Dies kann durch eine di-

rekte Verursachung eigenständig durch das Unternehmen oder Zusammen mit einem 

anderen Mitwirkenden geschehen. Außerdem ist es möglich, dass die Verursachung 

nicht direkt, sondern durch einen Beitrag des Unternehmens entsteht. Dabei ist wich-

tig in welchem Grad das Unternehmen seinen Beitrag leistet.62 

Zu den, in den Abschnitten Art und Umfang der Geschäftstätigkeit und Schwere und 

Eintrittswahrscheinlichkeit, erwähnten Risikofaktoren hinsichtlich der Länder, Bran-

chen oder Warengruppen nennt das BAFA folgende Faktoren als Beurteilungshilfe:63 

• Eine Aktivität in oder Beschaffung aus Risikostaaten, wie auch die Aktivität 

und Eingliederung in einem Risikosektor, 

• Rohstoffe aus Konfliktregion oder Regionen mit hohem Risiko, 

• vielschichtige, weitvernetzte und undurchsichtige Strukturen der Lieferkette, 

• spezielle Beschaffungsmethoden, darunter kurze und fluktuierende Ge-

schäftsbeziehungen, starker Preiskampf und straffe oder sich kurzzeitig än-

dernde Fälligkeiten und Bedingungen bei den Zulieferern, 

• die Produktion mit gefährlichen Maschinen und Chemikalien, 

• hohes Aufkommen von Wander-, manueller und wenig qualifizierter Arbeit, 

wie auch abgelegenen Arbeitsplätzen und ein sich ändernder Bedarf an Ar-

beitskräften innerhalb der Lieferkette, 

• ein kleiner Prozentsatz an (gewerkschaftlich) vertretenen Beschäftigten vor 

Ort/in der Lieferkette, 

• unzureichende Nachhaltigkeitsleistungen eines Vertragspartners, 

• eine große Menge an Beschwerden hinsichtlich eines Risikos, wie auch be-

reits erfolgte Verstöße durch einen Vertragspartner. 

 

 
61 Vgl. BAFA HR 2022, S. 8 
62 ebenda 
63 Vgl. BAFA HR 2022, S. 9 
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Anwendung der Angemessenheitskriterien bei den Sorgfaltspflichten 

Das BAFA erstellte außerdem eine Übersicht an Leitfragen zur erfolgreichen Anwen-

dung der Angemessenheitskriterien in den einzelnen Sorgfaltspflichten. Die darin ent-

haltenen Themen, mit denen sich das Unternehmen auseinandersetzen muss, sind 

im Folgenden zusammengefasst.  

§ 4 Risikomanagement 

Als Voraussetzung für das Einrichten eines angemessen Risikomanagements muss 

das Unternehmen reflektieren, wie anfällig es, aufgrund seiner Geschäftstätigkeit und 

dem Stand der existierenden Sorgfaltsprozesse, gegenüber den Risiken ist. Zu dem 

bedarf es einer Festlegung der Ressourcen, die für das Risikomanagement und den 

Umgang mit den Risiken und Verstößen benötigt werden. Die für die Überwachung 

des Risikomanagements und Realisierung der Sorgfaltspflichten zuständigen Ange-

stellten, müssen die benötigte Kompetenz, Ressourcen und Informationszugriff besit-

zen. Die Integration der Führungsebene in die bedeutenden Entscheidungsverfahren, 

sowie die Festigung des Risikomanagements in allen relevanten Geschäftsabläufen, 

müssen sichergestellt werden.64 

Im Zuge der kontinuierlichen Überprüfung des Risikomanagements hat das Unter-

nehmen zu prüfen, ob die Beschäftigten innerhalb der Lieferkette und andere Be-

troffene bei der Realisierung des Risikomanagements, sowie ihre Einschätzung über 

die Angemessenheit und Wirksamkeit der geplanten Maßnahmen, beachtet wurden 

und auf welche Art deren Berücksichtigung kontrolliert wird. Nach der Durchführung 

der internen Wirksamkeitsprüfung der gewählten Maßnahmen ist zu klären, ob die 

eingesetzten Ressourcen effektiv genutzt wurden bzw. weitere Ressourcen erforder-

lich sind und ob das Risikomanagement eine frühzeitige Risikoidentifizierung und an-

gemessene Reaktion auf sie ermöglicht.65 

Kommt es zu einer Anpassung des Risikomanagements, ist zu beachten, wie die Ri-

sikodisposition durch strategische Beschlüsse geändert wurde und wie dies sich auf 

die vorhandenen Ressourcen auswirkt. Zu betrachten sind auch die künftigen Ent-

scheidungen mit ihrer Wirkung auf die Risikodisposition und wie das Unternehmen 

sich hierauf vorbereiten kann.66 

 
64 Vgl. BAFA HR 2022, S. 11 
65 ebenda 
66 Vgl. BAFA HR 2022, S. 12 
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§ 5 Risikoanalyse 

Bei der Erstellung der Risikoanalyse entscheiden die Angemessenheitskriterien über 

die Stärke der Bemühungen hinsichtlich der Risikoermittlung. Ein Umkehrverfahren, 

wie bspw. den Ausschluss eines Lieferanten aus der Risikoanalyse aufgrund der An-

gemessenheitskriterien, ist nicht zulässig.67 

In der Vorbereitungsphase ist zu klären, ob die Risikodisposition bei der obengenann-

ten Ressourcenplanung eingeplant wurde. Alle Bereiche des Unternehmens, die mit 

dem Risiko in Verbindung stehen können, müssen in den Prozess integriert und alle 

Zuständigkeiten klar definiert werden. Vor der Durchführung der Risikoanalyse bedarf 

es außerdem einer Betrachtung der bereits gesammelten Informationen bezüglich der 

eigenen Geschäftstätigkeit, Supply-Chain und den bereits vorhandenen Risiken und 

Verletzungen intern und bei den Zulieferern. Voraussetzung für eine konforme Risi-

koanalyse sind seriöse und relevante Informationen aus internen (bspw. Ergebnisse 

aus Audits oder dem Beschwerdeverfahren) und externen Quellen (bspw. Pressemit-

teilungen oder Expertenorganisationen). Die Datenbeschaffung ermöglicht gleichzei-

tig eine Übersicht darüber, ob weitere Risikoermittlungsmaßnahmen erforderlich sind, 

ob die bereits genutzten Maßnahmen angemessen für die Risikoanalyse sind und wo 

Datenlücken bestehen, die behoben werden müssen.68 

Nachdem die Risiken ermittelt wurden, müssen sie anhand der Angemessenheitskri-

terien aus § 3 Abs. 2 gewichtet und priorisiert werden. In diesen Schritt sollten externe 

und interne Stakeholder integriert werden. Abschließend sollten die aus der Durch-

führung gewonnen Erkenntnisse für künftige Risikoanalysen erkannt und sicherge-

stellt und zusammen mit den abgeleiteten Präventionsmaßnahmen dokumentiert wer-

den.69 

§ 6 Präventionsmaßnahmen 

Liegen die Ergebnisse der Risikoanalyse und dem Beschwerdeverfahren vor, sollten 

sie als Basis für die Ermittlung der Präventionsmaßnahmen dienen. Durch die 

Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit der Verletzungen kann der Aufwand der 

Maßnahmen abgeleitet werden. Eventuell bedarf es zusätzlicher Maßnahmen über 

die des LkSG hinaus. Wichtig für die Identifikation und Konzipierung der Maßnahmen 

 
67 Vgl. BAFA HR 2022, S. 14 
68 Vgl. BAFA HR 2022, S. 15 
69 Vgl. BAFA HR 2022, S. 16 
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sind außerdem, die Erfahrungen aus bereits angewandten Maßnahmen, die Wirk-

samkeitsprüfungen, lokale Gegebenheiten und die Bedürfnisse von Betroffenen.70 

Im Prozess der Maßnahmenumsetzung kann die Zusammenarbeit mit anderen Inte-

ressensparteien die zielorientierte Nutzung der Ressourcen unterstützen. Sollten wei-

tere Ressourcen benötigt werden, kann möglicherweise eine Umverteilung zu einer 

effizienteren Nutzung der existierenden Ressourcen führen. Hierbei sollte ebenfalls 

Bezug auf die Wirksamkeitsprüfung genommen werden.71 

§ 7 Abhilfemaßnahmen 

Wie auch bei den Präventionsmaßnahmen sollten die Ergebnisse der Risikoanalyse 

und dem Beschwerdeverfahren, in Verbindung mit den Angemessenheitskriterien und 

bereits erfolgten Wirksamkeitsprüfungen, als Basis für die Ermittlung der Abhilfemaß-

nahmen dienen. Das Unternehmen muss sicherstellen können, dass die gewählten 

Maßnahmen die Verletzungen beenden und das verwandte Situation von Menschen-

rechtsverletzungen mit ähnlichem Aufwand behandelt werden. Hierbei sind auch die 

Ansichten der betroffenen Personen, die Zulieferer und die bereits existierenden Prä-

ventionsmaßnahmen hinzuzuziehen.72 

§ 8 Beschwerdeverfahren 

Als Grundlage für die Einrichtung von (oder Beteiligung an) Beschwerdeverfahren 

dient das interne Wissen über Risikodisposition und die Ergebnisse der Risikoana-

lyse, um den Bearbeitungsaufwand effektiv und effizient abzuschätzen. Es bedarf 

weiterhin die Integration der Ansichten der betroffenen Gruppen, wie auch deren In-

kenntnissetzung über die Existenz des Beschwerdeverfahrens und dessen Zugäng-

lichkeit sicherzustellen.73 

3.1.2.2 Hilfestellung 

Zusätzlich zur Handreichung veröffentlichte das BAFA eine Liste von möglichen Hil-

festellungen zur Einschätzung der Angemessenheitskriterien, sowie Umsetzungshil-

fen für die einzelnen Sorgfaltspflichten.74 

 
70 Vgl. BAFA HR 2022, S. 18 
71 ebenda 
72 Vgl. BAFA HR 2022, S. 21 
73 Vgl. BAFA HR 2022, S. 23 
74 Vgl. BAFA HR 2022, Anhang 
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Zur Einschätzung der Branche werden mehrere Quellen zur Identifizierung von Risi-

kobranchen genannt. Hierzu zählen die Regierungsbegründung zum LkSG; ein vom 

BMAS durchgeführter Forschungsbericht, der bestimmte Branchen und die verbun-

denen Risiken von Menschenrechtsverletzungen betrachtet; sowie dem Kommissi-

onsvorschlag der europäischen CSDDD und den OECD-Leitfäden zu bestimmten Ri-

sikobranchen. Auch die digitale Beratungsstelle des UN Global Contact, kann als Un-

terstützung zur Identifizierung von Risikobranchen genutzt werden.75 

Die Identifizierung von Risikoländern gestaltet sich einfacher, da hierbei verschiedene 

Kennzahlen genutzt werden können und somit absolute Ergebnisse zum Risiko, meist 

in Form von Indexen, vorliegen. Das BAFA nennt mehrere sich auf verschiedene Ri-

siken beziehende Kennzahlen.76 Dazu zählen der Corruption Perception Index be-

züglich Korruption; der Environmental Performance Index, der sich mit der Nachhal-

tigkeit des Staates befasst; der Global Rights Index mit seiner Bewertung der Men-

schenrechte im Bereich Arbeit und Gewerkschaften; der Global Slavery Index, wel-

cher sich mit allen Arten moderner Sklaverei auseinander setzt; dem Human Develo-

pment Index; dem Global Peace Index; dem Index of Economic Freedom hinsichtlich 

wirtschaftlicher Freiheit; dem Freedom in the World Score, der sich aus Bürgerrechten 

und bürgerlicher Freiheit zusammensetzt; dem Global Gender Gap Report, der inner-

halb des Berichts eine Bewertung von Staaten, hinsichtlich des Lohngefälle zwischen 

Geschlechtern77 beinhaltet; sowie der Bertelsmann Transformation Index, welcher die 

Transformationsprozesse in Politik und Wirtschaft bewertet. Ebenfalls genannt wer-

den die sechs Indikatoren der Weltbank, die zur Bewertung der Regierungsführung 

einzelner Staaten genutzt werden.78 

Zur angemessenen Erfüllung der Sorgfaltspflichten empfiehlt das BAFA mehrere 

nach Themen sortierte Umsetzungshilfen.79 Teil davon sind unter anderem die 

OECD-Leitfäden, die das Unternehmen bei der Erfüllung der Sorgfaltspflichten in be-

stimmten Branchen unterstützen. Branchenbasiert werden ebenfalls die CSR-Leitfä-

den des BMAS, die zuvor genannte digitale Beratungsstelle des UN Global Contact 

und für die Textilbranche der Leitfaden zur Erstellung einer Risikoanalyse des Bünd-

nisses für nachhaltige Textilien, empfohlen. 

 
75 Vgl. BAFA HR 2022, Anhang 
76 ebenda 
77 Vgl. World Economic Forum (2022), S. 24 
78 Vgl. BMZ: Wie „misst man Good Governance? 
79 Vgl. BAFA HR 2022, Anhang 
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Als Umsetzungshilfen für Konflikt und- Hochrisikogebiete liegen das Handbuch zum 

Umgang mit Konfliktgebieten der UN und der Bericht über Geschäfte in Konflikt- und 

Risikogebieten des Business for Social Responsibility vor.80 

Speziell für den Umgang mit Kinder- und Zwangsarbeit, empfiehlt das BAFA die bei-

den Handbücher zum Umgang mit Kinderarbeit der International Labour Organisa-

tion, die Umsetzungshilfe von Impacct bezüglich Kinderarbeit und das Handbuch zum 

Umgang mit dem Risiko von moderner Sklaverei der Ethical Trading Initiative & Ergon 

Associates.81 

Weitere Empfehlungen sind der Leitfaden des UN Global Compact Netzwerks zur 

Umsetzung des Beschwerdeverfahrens und das Diskussionspapier von Econsense 

zur Messbarkeit von Menschenrechten, als Umsetzungshilfe für die Wirksamkeits-

messung.82 

3.1.2.3 Die Wirksamkeit 

Neben der Angemessenheit, spielt auch die Wirksamkeit eine große Rolle bei der 

Erfüllung der Sorgfaltspflichten. Sie findet sich in §§ 4, 6, 7, 8 und 10 LkSG und somit 

in Verbindung mit den einzelnen Sorgfaltspflichten. Der Begriff der Wirksamkeit be-

zieht sich hier auf die im Zuge der Sorgfaltspflichten angewandten Maßnahmen und 

muss mindestens einmal im Jahr von dem betroffenen Unternehmen überprüft wer-

den. Da die vollständige Würdigung der Wirksamkeit als Rechtsbegriff des LkSG min-

destens den gleichen Arbeitsaufwand wie den der Angemessenheit voraussetzt, wird 

in dieser Arbeit nur der Zusammenhang zwischen ihnen betrachtet und der Hinweis 

des BAFA, im Rahmen der Handreichung zur Angemessenheit, zusammengefasst.  

Laut § 4 Abs. 2 LkSG werden Maßnahmen als wirksam betrachtet, „die es ermögli-

chen, menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken zu erkennen und zu mini-

mieren sowie Verletzungen menschenrechtsbezogener oder umweltbezogener 

Pflichten zu verhindern, zu beenden oder deren Ausmaß zu minimieren, wenn das 

Unternehmen diese Risiken oder Verletzungen innerhalb der Lieferkette verursacht 

oder dazu beigetragen hat.“ Somit gilt die Wirksamkeit, wenn die angewandte Maß-

nahme das Ziel der Sorgfaltspflichten, also dem Schutz von Umwelt und Menschen-

rechte, erreicht oder bei dessen Erreichung Unterstützung geboten hat. Wie zuvor 

 
80 Vgl. BAFA HR 2022, Anhang 
81 ebenda 
82 ebenda 



Tassilo Schneider  Anwendung in der Praxis 

40 

Der Begriff der angemessenen Sorgfaltspflicht gem. § 3 LkSG und seine Anwendung in der 
Praxis 

erwähnt muss diese Wirksamkeit durch das Unternehmen überprüft werden und 

nimmt dadurch eine große Rolle im Zuge der Anpassung der Maßnahmen ein.83 

Die Angemessenheit und die Wirksamkeit stehen somit in einer dauerhaften Bezie-

hung zueinander und müssen immer in Verbindung zueinander bewertet werden, um 

eine dem LkSG entsprechende Maßnahme zu erstellen und umzusetzen. Durch die 

Angemessenheitsprüfung leitet das Unternehmen Maßnahmen ab, die wiederum auf 

ihre Wirksamkeit überprüft werden müssen. Durch die Wirksamkeitsprüfung erlangt 

das Unternehmen andererseits Informationen zur Angemessenheit der implementier-

ten Maßnahmen.84 

Zum Verständnis des Zusammenhangs zwischen den beiden Begriffen, veröffent-

lichte das BAFA folgende Darstellung: 

 
83 Vgl. BAFA HR 2022, S. 4 
84 ebenda 
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[Quelle: BAFA HR 2022, S. 5] 
Abbildung 3: Zusammenhang Angemessenheit und Wirksamkeit 
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3.2 Stellungnahmen und Reaktionen 

 

3.2.1 Initiative Lieferkettengesetz 

Im Jahr 2020 veröffentlichte die Initiative Lieferkettengesetz ein Rechtsgutachten be-

züglich der Ausgestaltung des LkSG. Dieses enthielt als Vorschlag den Begriff der 

Angemessenheit für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten, durch die Unternehmen, zu 

nutzen. Die Begründung hierfür war, dass der Angemessenheitsbegriff dem betroffe-

nen Unternehmen mehr Möglichkeiten und Entscheidungsfreiheiten überlasse, 

wodurch das Unternehmen selbst die Maßnahmen wählen könne, die im Gegensatz 

zu detaillierten Vorgaben individuell an die entsprechenden Umstände angepasst 

werden könnten. Des Weiteren sei die Akzeptanz für eigene Maßnahmen im Regelfall 

höher als die für Pflichtvorgaben.85 

Bei der Formulierung der Angemessenheitskriterien orientiert sich die Initiative an den 

UN-Leitprinzipien. Die vorgeschlagenen Kriterien beinhalten die Schwere, das Aus-

maß und Wahrscheinlichkeit der Verletzung; Risiken in Bezug auf Länder, Branchen 

und Schutzgüter; der Verursachungsbeitrag; die Nähe zum Unternehmen, wie auch 

die Unternehmensgröße und dessen Einflussvermögen.86 

In den Stellungnahmen zum Referentenentwurf und zum erlassenen Gesetz wird kein 

Bezug auf die formulierten Angemessenheitskriterien genommen.87 88 

3.2.2 Stellungnahme der Unternehmen und ihrer Vertreter 

Alle wiedergegebenen Stellungnahmen berücksichtigen Textstellen des Referenten-

entwurfs, die nicht von den Änderungen aus 3.1.1.2 betroffen sind. Somit kann der 

Referentenentwurf und das LkSG als Synonym verwendet werden.  

Folgende Stellungnahmen, die sich auf die Angemessenheit beziehen, wurden im 

Zuge der Veröffentlichung des Referentenentwurfs abgegeben: 

 

 

 
85 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2020: Rechtsgutachten zur Ausgestaltung eines Lieferkettengeset-
zes (RG), S. 47 
86 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2020 RG, S. 48 
87 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2021: Was das neue Lieferkettengesetz liefert – und was nicht 
88 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2021: Stellungnahme Referentenentwurf 
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Außenhandelsvereinigung des Deutschen Einzelhandels (AVE):  

Der Umfang der Sorgfaltspflichten und die damit verbundene Anforderungen an die 

Unternehmen, sollten klar definiert und mit den UNGP und OECD-Richtlinien abge-

stimmt sein. Als Voraussetzung sollte hier eine Bemühungs- anstatt einer Erfolgs-

pflicht herrschen. Die AVE schlägt vor, sich an einer Verhinderung von zu hohem 

bürokratischem Aufwand zu orientieren, um die damit eingehende Belastung und 

möglichen Wettbewerbsnachteile der Unternehmen zu verhindern. Im Gegenzug soll-

ten das freiwillige Vorgehen und die Selbstverpflichtungen der Unternehmen geför-

dert und Anreize ausgebaut werden.89 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA): 

Die BDA lehnt in ihrer Stellungnahme den Referentenentwurf ab. Grund hierfür seien 

die zu hohen Anforderungen an die Unternehmen, die über die Anforderungen des 

NAP hinausgehen. Die über die erste Zulieferstufe hinausgehenden Pflichten, nach § 

9 Abs. 3 LkSG, werden als unangemessen definiert.90 Die Begriffsbestimmungen des 

§ 2 LkSG sollen auf die Aspekte nach UNLP 12 und dem NAP beschränkt werden. 

Begriffe wie „angemessener Lohn“ würden über die „menschenrechtlichen Sorgfalts-

pflichten“ und somit über den NAP hinaus gehen, was zu einem unerwarteten hohen 

Aufwand für die Unternehmen führen würde. Zur Reduzierung des Berichts- und Do-

kumentationsaufwandes könne die Nennung von Berichterstattungsstandards, die 

zur Erfüllung der Pflichten führen, sinnvoll sein.91 

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI): 

Der BDI schreibt in Bezug zur Begriffsbestimmung, dass eine Überprüfung von „an-

gemessenen Löhnen“ durch die betroffenen Unternehmen schon daran scheitert, die-

sen Begriff zu definieren, da es hierfür zu wenig notwendige Ressourcen gibt.92 Des 

Weiteren würden sich viele unklare Rechtsbegriffe und Bestimmungen finden, wie 

beispielsweise das „angemessene Unternehmenshandeln.“ Die Definition dieser Be-

griffe dürfe nicht erst durch zukünftige Rechtsverordnungen erfolgen.93 Die Fortfüh-

rung des Begriffs Angemessenheit innerhalb der Sorgfaltspflichten, wie bei es bei den 

Präventionsmaßnahmen in § 6 der Fall ist, leite zu erheblichen Eingriffen in das 

 
89 Vgl. AVE Stellungnahme zum Referentenentwurf 2021, S. 2 f. 
90 Vgl. BDA 2021, S. 1 
91 Vgl. BDA 2021, S. 2 f. 
92 Vgl. BDI 2021, S. 7 
93 Vgl. BDI 2021, S. 8 
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autarke Handeln und den Entscheidungsspielraum der Unternehmen.94 Der BDI for-

dert einen deutlichen Rahmen für das geforderte Verhalten der Unternehmen. Die 

Sorgfaltspflichten müssten wirklichkeitsnah und realisierbar durch „klare Verfahren, 

Vorgaben und Hilfestellungen“ definiert werden.95 

Bundesverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA): 

Laut BGA enthält das LkSG bzw. der Referentenentwurf viele unbestimmte Rechts-

begriffe. Der Begriff der „Angemessenheit des Unternehmenshandelns“ in § 3 müsse, 

wie die auf ihm aufbauenden und ebenfalls durch Angemessenheit definierten Sorg-

faltspflichten, geklärt werden. Es sei fragwürdig, ob dieses Prinzip der Angemessen-

heit, welches bestimmte Handlungen mit einem unbestimmten Rechtsbegriff verbin-

det, dem Bestimmtheitsgrundsatz ausreiche.96 Da die Definition der Angemessenheit 

die Grenze des Sanktionsrisikos darstelle, solle sie eine einfache Anwendbarkeit für 

die Unternehmen aufweisen. Aufgrund dieser Tatsachen sei es nicht eindeutig, ob die 

Definition praxistauglich wäre und eine Präzisierung dieser sei somit notwendig.97 

Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie (BVE):  

Zahlreiche ungeklärte Rechtsbegriffe, wie die Angemessenheit der Sorgfaltspflichten, 

sorgen laut BVE zu Rechtsunklarheiten und fehlender Rechtssicherheit. Die Ange-

messenheit solle nach Maßgabe des Wesentlichkeitsprinzips eine klare Definition 

aufweisen und klarstellen, wann die Anforderungen zunehmend eingehalten werden 

müssten.98 Hervorgehoben wird hier vor allem das Bedürfnis einer genaueren Rege-

lung des Beschwerdemechanismus in Bezug auf die Angemessenheit. Die BVE 

schlägt bezüglich der Präventionsmaßnahmen eine Aufzählung der angemessenen 

Maßnahmen vor, da zahlreiche Unternehmen bereits die Angemessenheit, durch 

bspw. Zertifizierungen, erfüllen.99 

DEKRA: 

In der Stellungnahme der Dekra wird hingewiesen, dass durch deutliche Vorgaben 

für die geplanten Sorgfaltspflichten, eine optimale Voraussetzung für die Erreichung 

der verkündeten Ziele, geschaffen werden würde. Im Zusammenhang mit einer 

 
94 Vgl. BDI 2021, S. 10 
95 Vgl. BDI 2021, S. 13 
96 Vgl. BGA 2021, S. 2 ff. 
97 Vgl. BGA 2021, S. 4 ff. 
98 Vgl. BVE 2021, S. 2 
99 Vgl. BVE 2021, S. 3 
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deutlichen Definition von angemessenen Maßnahmen, bilde sich somit eine bedeu-

tungsvolle Grundlage für die effektive Lieferkettenprüfung.100 

Hauptverband der Deutschen Bauindustrie: 

Die Bauindustrie kritisiert, dass durch die Unbestimmtheit vieler Rechtsbegriffe, in-

nerhalb des Referentenentwurfs wie bspw. die Definition durch Angemessenheit in 

den Verboten zum Schutz der in § 2 geschützten Rechtspositionen, keine Rechtsklar-

heit geboten ist.101 

Deutsches Institut für Menschenrechte (DIMR): 

In Bezug auf die Sorgfaltspflicht Risikomanagement in § 4 LkSG, kritisiert das DIMR 

die Definition der Pflicht. Während die UNLP in UNLP 11 als Grundprinzip die Achtung 

der Menschenrechte durch die Unternehmen sehe, wäre im Referentenentwurf ledig-

lich die Einführung und Umsetzung eines angemessenen und wirksamen Risikoma-

nagements als Pflicht definiert. Diese Definition sei jedoch nicht bedeutungsgleich mit 

der Pflicht zur Achtung der Menschenrechte selbst.102 

Handelsverband Deutschland (HDE):  

Der HDE schreibt, dass die Formulierung des „angemessenen Lohns“ in § 2 LkSG, 

nicht mit der deutschen Rechtsordnung konform gehe. Durch den Mindestlohn gebe 

es in Deutschland einen gesetzlichen, jedoch keinen „angemessenen“ Lohn. Aus die-

sem Grund schlägt der HDE vor, die Formulierung der Angemessenheit zu streichen 

und lediglich auf den gesetzlichen Mindestlohn zu verweisen.103 Des Weiteren wird 

eine Definition des Begriffs „Angemessenheit“ innerhalb § 3, § 6 und § 7 LkSG gefor-

dert.104 

Gesamtverband der deutschen Textil- und Modeindustrie (textil+mode): 

Der Verband fordert eine Konkretisierung des Begriffs „angemessene Berücksichti-

gung“ in Bezug auf die Betroffenen innerhalb der Lieferkette in § 4, da dies zu einem 

enormen Anstieg des Aufwands für Dokumentation und Berichtung führen würde.105 

Verband der Chemischen Industrie (VCI):  

 
100 Vgl. DEKRA 2021, S. 1 
101 Vgl. Bauindustrie 2021, S. 4 
102 Vgl. DIMR 2021, S. 9 
103 Vgl. HDE 2021, S. 6 ff. 
104 Vgl. HDE 2021, S. 8 ff. 
105 Vgl. textil+mode 2021, S. 2 ff. 
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Laut VCI würde mit dem Referentenentwurf keine genügende Rechtssicherheit er-

reicht werden. Zur Erstellung eines ordnungsgemäßen rechtlichen Rahmens für die 

Lieferketten, bräuchte es eine eindeutige Definition der Verantwortung der betroffe-

nen Unternehmen.106 Der Referentenentwurf biete hierbei keine Unterstützung zur 

Definition von „angemessenem Unternehmenshandeln.“107 

Verband der Automobilindustrie (VDA): 

Innerhalb des Referentenentwurfs würden sich viele Unklarheiten in der Definition der 

Vorgaben und Erwartungen finden, schreibt der VDA. Durch den Begriff der „Ange-

messenheit“ werde zwar Flexibilität geschaffen, jedoch entstehe hierdurch ebenfalls 

eine rechtliche Unsicherheit und eine Unklarheit, wer darüber entscheide, was „ange-

messen“ ist. Für alle Parteien sei es wichtig, eine konkrete Definition zu erstellen, um 

gerichtliche Auseinandersetzungen zu verhindern.108 

Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA): 

Der VDMA schreibt, dass die Bestimmung der Sorgfaltspflichten eine Menge an un-

bestimmten Rechtsbegriffen, wie bspw. die „Angemessenheit“ enthalte. Es wird ein 

eindeutiger gesetzlicher Rahmen zur Orientierung gefordert, da die Wahl einer be-

stimmten Handlung, in Bezug auf die Erfüllung der Sorgfaltspflichten, ein hohes Ri-

siko für die Unternehmen beinhaltet.109  

Wirtschaftsverband Stahl- und Metallverarbeitung (WSM): 

Der WSM forderte eine genaue rechtssichere und in der Praxis anwendbare Definition 

des sich wiederholenden Begriffs der „Angemessenheit“. Die zur Definition genannten 

Kriterien in § 3 seien zu ungenau und nicht in der Praxis anwendbar, was zu einer 

Rechtsunsicherheit in ihrer Handhabung führt.110 

Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie (ZVEI):  

Der ZVEI kritisiert die Nutzung des Begriffs „Angemessenheit“ innerhalb des gesam-

ten Referentenentwurfs. Er sei ein unbestimmter Rechtsbegriff und führe zu Rechts-

unsicherheit bei der Umsetzung der Sorgfaltspflichten.111 

 
106 Vgl. VCI 2021, S. 1 
107 Vgl. VCI 2021, S. 2 
108 Vgl. VDA 2021, S. 2 
109 Vgl. VDMA 2021, S. 6 
110 Vgl. WSM 2021, S. 6 
111 Vgl. ZVEI 2021, S. 3 
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3.2.3 Reaktionen in Form von Softwarelösungen 

Im Zuge der Implementierung des LkSG entstanden diverse Softwarelösungen von 

verschiedenen Anbietern zur Organisation und Durchführung der einzelnen Sorgfalts-

pflichten (insbesondere der Risikoanalyse). Der Großteil der Lösungen setzt sich 

überwiegend aus einer Automatisierung der Risikoanalyse, dem damit verbundene 

Datenmanagement und der Erstellung von Präventions- und Abhilfemaßnahmen zu-

sammen. Die Lösungen erfassen alle relevanten Infos der Angemessenheitskriterien 

des eigenen Unternehmens und der Lieferkette und berechnen aus ihnen das erwar-

tete Risiko. Voraussetzung ist jedoch die Einspeisung und Pflege der Daten, sowie 

deren Interpretation und Gewichtung. Hierbei helfen bspw. Online-Fragebögen, die 

durch die Lieferanten eigenständig ausgefüllt werden und die internen Informationen 

ergänzen. Somit stellt die Software ein Hilfsmittel für die in der Handreichung be-

schriebenen Vorgehensweise zur Definition der Angemessenheit dar. Des Weiteren 

können standardisierte Maßnahmen an die Ergebnisse der Risikoanalyse geknüpft 

werden, die jedoch ebenfalls zuvor definiert werden müssen.112 113 114 115 116 117 118 

3.3 Ausblick auf die EU-Richtlinien 

3.3.1 Überblick 

Am 23. Februar 2022 veröffentlichte die Europäische Kommission den Vorschlag für 

eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflich-

ten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie 

(EU) 2019/1937 (CSDDD).119 Im Juni 2023 stimmte das Europäische Parlament 

mehrheitlich für die Richtlinien.120 

Die CSDDD betrifft Unternehmen, nach dem Recht eines Mitgliedstaates, mit mehr 

als 500 Arbeitnehmern und einem globalen Umsatz von über 150 Mio. Euro 

 
112 Vgl. EQS 2022: Lieferkette mit Zukunft: Fit für das neue LkSG 
113 Vgl. Efficio: Lieferkettengesetz – Webinar zum kommenden Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
(LkSG) 
114 Vgl. LexisNexis 2023: Lieferkettengesetz im Mittelstand 
115 Vgl. Dun & Bradstreet DACH 2022: Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz Webinar 
116 Vgl. CRIF 2023: Umsetzung der LkSG-Pflichten: Expertentipps für Unternehmen 
117 Vgl. Cluetec 2023: Lieferkettengesetz (LkSG) ohne Kopfschmerzen 
118 Vgl. SAP 2023: Wie helfen SAP Lösungen bei der LkSG Compliance: Ein Update 
119 Vgl. CSDDD, S. 1 
120 Vgl. Europäisches Parlament 2023: MEPs push companies to mitigate their negative social and en-
vironmental impact 
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vorweisen. Ebenfalls betroffen sind Unternehmen, die über 250 Arbeitnehmer und 

mehr als 40 Mio. Euro Umsatz aufweisen, wenn hiervon 50 % oder mehr in mindes-

tens einem der Bereiche „Textilien, Leder und verwandten Erzeugnissen sowie Groß-

handel mit Textilien, Bekleidung und Schuhen; Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fi-

scherei, Herstellung von Lebensmittelprodukten und Großhandel mit landwirtschaftli-

chen Rohstoffen, lebenden Tieren, Holz, Lebensmitteln und Getränken; Gewinnung 

mineralischer Ressourcen…, Herstellung von Grundmetallerzeugnissen, sonstigen 

Erzeugnissen aus nichtmetallischen Mineralien und Metallerzeugnissen sowie Groß-

handel mit mineralischen Rohstoffen, mineralischen Grunderzeugnissen und Zwi-

schenerzeugnissen“ erzeugt wird.121 Auch Unternehmen aus Drittländern sind betrof-

fen, wenn sie einen Umsatz über 150 Mio. Euro bzw. im Vorjahr zwischen 40 und 150 

Mio. Euro mit einem Anteil von 50 % oder höher, in den obengenannten Bereichen, 

aufweisen.122 

Die Sorgfaltspflichten setzen sich zusammen aus Art. 5 Einbeziehung der Sorgfalts-

pflicht in die Unternehmenspolitik, Art. 6 Ermittlung wirklicher und möglicher Negativ-

auswirkungen, Art. 7 und 8 deren Prävention, Verhinderung und Korrektur, Art. 9 Be-

schwerdeverfahren, Art. 10 Wirksamkeitsüberwachung der gewählten Maßnahmen 

und Strategien, sowie öffentliche Kommunikation in Art. 11. Die Erfüllung der Sorg-

faltspflichten muss von den Mitgliedstaaten sichergestellt werden.123 

3.3.2 Vergleich mit dem LkSG 

Ein großer Unterschied zum LkSG besteht vor allem darin, dass sich die Sorgfalts-

pflichten auf die gesamte Wertschöpfungskette inklusive der nachgelagerten Ge-

schäftsbeziehungen der betroffenen Unternehmen beziehen. Somit fallen alle Stufen 

der Produkte und Dienstleistungen auch nach dem Verlassen des Unternehmens, wie 

bspw. deren Vertrieb, Transport oder Wiederverwertung, bis zum Ende ihrer Lebens-

dauer in den Geltungsbereich der CSDDD.124 Bei betroffenen Finanzunternehmen 

bedeutet dies, dass deren Kunden (die bspw. Kredite oder Darlehen beziehen) inklu-

sive aller Tochterunternehmen, die mit der vom Mutterunternehmen bezogenen 

Dienstleistung in Verbindung stehen, ebenfalls in den Geltungsbereich fallen. Natür-

liche Personen und KMUs sind hiervon ausgeschlossen.125 Die CSDDD bezieht sich 

 
121 Vgl. Art. 2 (1) CSDDD 
122 Vgl. Art. 2 (2) CSDDD 
123 Vgl. Art. 4 CSDDD 
124 Vgl. CSDDD, S. 40 
125 Vgl. CSDDD, S. 41 
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innerhalb der Wertschöpfungskette auf Unternehmen, mit denen eine „etablierte Ge-

schäftsbeziehung“ geführt wird. Ob eine Geschäftsbeziehung als „etabliert“ definiert 

werden kann, muss durch das Unternehmen mindestens einmal im Jahr bewertet 

werden.126 Eine „etablierte Geschäftsbeziehungen“ im Sinne der Richtlinie ist eine 

geschäftliche Beziehung in direkter, wie auch indirekter Weise, die aufgrund der „In-

tensität oder Dauer beständig ist oder sein dürfte“ und gleichzeitig nicht als unterge-

ordnet oder unbedeutend innerhalb der Wertschöpfungskette definiert werden 

kann.127 

Des Weiteren sollen Unternehmen zivilrechtlich haften, wenn sie die formulierten 

Sorgfaltspflichten nicht eingehalten haben und dadurch ein Schaden entstanden ist, 

der durch die Einhaltung der Sorgfaltspflichten positiv beeinflusst (z.B. vermieden 

oder reduziert) hätte werden können. Das Unternehmen haftet nicht für Schäden 

durch einen indirekten Partner, solange die dort angewandten Maßnahmen und deren 

Einhaltungsprüfung als geeignet angesehen werden konnten.128 

3.3.3 Begriffsbestimmung bezüglich der Erfüllung von Sorgfaltspflichten 

Die CSDDD verpflichtet die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass im Zuge der Ermitt-

lung der negativen Auswirkungen und deren Prävention, Verhinderung und Korrektur, 

die betroffenen Unternehmen „geeignete Maßnahmen“ ergreifen.129 „Geeignete Maß-

nahmen“ sind laut CSDDD, Maßnahmen „mit der die Ziele der Sorgfaltspflicht erreicht 

werden können…und die dem Unternehmen nach vernünftigem Ermessen zur Verfü-

gung stehen…“. Zu beachten sind hierbei ebenfalls die Schwere und Wahrscheinlich-

keit der Auswirkung, sowie die Eigenschaften der betroffenen Branche und der Ge-

schäftsbeziehung, der Unternehmenseinfluss und die Unverzichtbarkeit eine Festle-

gung der Prioritäten zu gewährleisten.130 

Der Begriff der Angemessenheit wird nicht in direkter Weise für die Erfüllung der Sorg-

faltspflichten, wie es im LkSG der Fall ist, genutzt, er findet sich jedoch innerhalb der 

Sorgfaltspflichten wieder. So soll bei der Informationsbeschaffung zur Bestimmung 

der negativen Auswirkungen „angemessene Ressourcen“ genutzt werden.131 Besteht 

für das Unternehmen keine Option die möglichen Auswirkungen zu verhindern, 

 
126 Vgl. Art. 1 CSDDD 
127 Vgl. Art. 3 ff. CSDDD 
128 Vgl. Art. 22 CSDDD 
129 Vgl. Art. 26 (1), Art. 7 (1), Art. 8 (1) CSDDD 
130 Vgl. Art. 3 q) CSDDD 
131 Vgl. Art. 6 (4) CSDDD 
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müssen diese „angemessen“ abgeschwächt werden.132 Kommt es zu einer Erstellung 

eines Aktionsplans bezüglich der Präventionsmaßnahmen, müssen „angemessene 

Zeitpläne“ für die Maßnahmen beinhaltet sein.133 Das gilt auch für Pläne von Korrek-

turmaßnahmen.134 Sollte die zuvor genannte „angemessene“ Abschwächung (und so-

mit auch die Verhinderung) der Auswirkung nicht realisierbar sein, kann das Unter-

nehmen mit dem Partner auf vertraglicher Basis die Beachtung der Verhaltensvor-

schriften sicherstellen oder einen Aktionsplan für Präventionen implementieren. Be-

trifft dies ein KMU so müssen die eingesetzten Bedingungen „angemessen“ sein.135 

Dies betrifft ebenfalls Verträge bezüglich wirklicher Auswirkungen.136 Im Zuge der Be-

hebung von wirklichen negativen Auswirkungen hat ihre Ausschaltung oder Minde-

rung im „angemessenen Verhältnis“ zu der Bedeutung, dem Umfang und dem Beitrag 

durch das Unternehmensverhalten zu erfolgen.137 

3.3.4 Reaktionen auf den Vorschlag 

Obwohl noch keine genauen Informationen zur möglichen Umsetzung der Richtlinie 

in deutsches Nationalrecht und der Rolle des LkSG vorliegen, existieren bereits Stel-

lungnahmen aus Deutschland mit Bezug auf die Definition der Sorgfaltspflichtenerfül-

lung innerhalb der vorgeschlagenen Richtlinien. 

Initiative Lieferkettengesetz 

Die Mitglieder der Initiative fordern eine Ausrichtung der Sorgfaltspflichten anhand der 

Verhältnismäßigkeit. Um sich stärker an den UNLP zu orientieren, sollten die gefor-

derten Maßnahmen und deren Priorisierung über Angemessenheitskriterien definiert 

werden, wie sie in § 3 Abs. 2 LkSG existieren. Hierdurch könne die Eingrenzung, die 

durch die formulierten „etablierten Geschäftsbeziehungen“ entsteht, aufgehoben wer-

den, ohne die betroffenen Unternehmen zu überfordern, da mit der Angemessenheit 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gegeben sei.138 

 

 

 
132 Vgl. Art. 7 (1) CSDDD 
133 Vgl. Art. 7 (2) a) CSDDD 
134 Vgl. Art. 8 (3) b) CSDDD 
135 Vgl. Art. 7 (4) CSDDD 
136 Vgl. Art. 8 (4) CSDDD 
137 Vgl. Art. 8 (3) a) CSDDD 
138 Vgl. Initiative Lieferkettengesetz 2022: Nachhaltige unternehmerische Sorgfaltspflicht: Stellung-
nahme zum Vorschlag der EU-Kommission, S. 14 



Tassilo Schneider  Anwendung in der Praxis 

51 

Der Begriff der angemessenen Sorgfaltspflicht gem. § 3 LkSG und seine Anwendung in der 
Praxis 

Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK) 

Der DIHK kritisiert die Formulierung von „geeigneten Maßnahmen“ bei der Erfüllung 

der Sorgfaltspflichten. Die Bedeutung des Begriffs könne nicht genau bestimmt wer-

den und auch die Definition aus der Richtlinie beinhalte weiter undefinierte Begriffe 

wie „Einfluss“ und „vernünftiges Ermessen“. Die „Vernunft“ würde erst rückwirkend 

durch die Behörden definiert werden, was sich, aufgrund der fehlenden Orientierungs-

hilfen, negativ auf die Rechtfertigung des Unternehmens im Schadensfall auswirken 

würde.139  

 
139 Vgl. DIHK 2022, S. 7 
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4. Zusammenfassung und Ausblick  

4.1 Würdigung des Forschungsstandes 

4.1.1 Vorgehen bei der Literaturrecherche und Informationsbeschaffung 

Ziel der Arbeit war es eine Zusammenfassung und einen Überblick der vorhandenen 

Informationen, bezüglich der Formulierung der Angemessenheit innerhalb des LkSG, 

zu erstellen um anhand dieser Informationen eine kritische Würdigung der prakti-

schen Anwendung im Sinne des § 3 LkSG, abzuleiten. 

Die Grundlage hierfür bildeten die Veröffentlichungen des Gesetzgebers, überwie-

gend in Form von Gesetzestexten und die daran anknüpfenden Dokumente. Aufgrund 

der Aktualität und gegenwärtigen Entwicklung des Themas, wurden Quellen aus dem 

Zeitraum vor, während und nach der Verabschiedung des Gesetzes genutzt. Hier-

durch kam es zu einer parallelen Bearbeitung der Arbeit in Form von Informations-

auswertung und gleichzeitiger Informationsbeschaffung. Davon betroffen waren vor 

allem Handreichungen und ähnliche Dokumente die als begleitende Unterstützung 

für die Unternehmen während des ersten Berichtsjahres 2023 dienen sollten. Zum 

letzten Stand dieser Arbeit am 31.08.2023, erfolgte die letzte Aktualisierung der Un-

terstützungsdokumente des Gesetzgebers, im selben Monat, ca. zwei Wochen vor 

der Fertigstellung der Arbeit, in Form einer Handreichung.140 Informationen hinsicht-

lich zukünftiger Handreichungen oder ähnlicher Dokumente, bestehen zu diesem 

Zeitpunkt nicht.  

Ebenfalls Teil der Arbeit sind Informationen aus Veröffentlichungen der vom Gesetz 

betroffenen Akteure, Fachmedien und weiteren Interessengruppen der Umsetzung 

des LkSG betreffend. Da diese in der direkter Weise mit den Informationen der Ge-

setzgeber verbunden sind, wurde sie dem entsprechend ebenfalls aktualisiert. Kam 

es im Zuge von Veröffentlichungen des Gesetzgebers zu Aktualisierungen der Doku-

mente durch die Interessengruppen, jedoch ohne Bezug auf die Anwendung der An-

gemessenheit, so wurde dies im Text vermerkt. Wurde Stellung auf Inhalte des Ge-

setzes genommen, die nachträglich geändert wurden, wie es bspw. beim Referenten-

entwurf in Kapitel 3.1.1 der Fall ist, wurde geprüft, ob die Stellungnahme nach der 

Änderung noch zutreffen ist.  

 
140 Vgl. BAFA 2023: Zusammenarbeit in der Lieferkette 
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4.1.2 Lücken, Unklarheiten und Probleme 

Probleme entstanden vor allem durch die zuvor genannte Aktualisierung der Informa-

tionen durch den Gesetzgeber. So kann bspw. nicht bestimmt werden, ob die Kritik-

punkte aus den Stellungnahmen, hinsichtlich des Referentenentwurfs aus Kapitel 3.2, 

noch relevant sind, oder bereits durch die Handreichungen geklärt wurden, solange 

das Unternehmen keine erneute Stellungnahme abgibt. Unklar ist außerdem die Ein-

stellung der Unternehmen, die keine Stellungnahme abgeben haben oder das LkSG 

als Ganzes ablehnen. Die Nichterwähnung der Angemessenheitsformulierung bzw. 

der Verzicht auf eine Stellungnahme impliziert nicht die Abwesenheit von Definitions-

problemen bei der Umsetzung des LkSG.  

Auch durch Anfragen bei den betroffenen Unternehmen bzw. ihrer Vertretungsorgane 

konnten keine Informationen zu genauen Problemen bei der Umsetzung der Ange-

messenheit gewonnen werden. Ob der Grund dafür ein Mangel an Beispielfällen oder 

die Verweigerung der Veröffentlichung von internen Unternehmensinformationen 

war, ist unklar. 

4.2 Zusammenfassung der Anwendungsprobleme und deren 
Lösung 

4.2.1 Unternehmen und deren Vertreter 

Aufgrund der in Kapitel 3.1 wiedergegebenen Stellungnahmen können folgende Aus-

sagen abgeleitet werden. Unter den Unternehmen bzw. ihren Vertretern, die in ihrer 

Stellungnahme die Wahl des Begriffs „Angemessenheit“ kritisieren, findet sich wie-

derholt die Begründung, dass dadurch die Erfüllung der Sorgfaltspflichten an einen 

unbestimmten Rechtsbegriff gebunden wird, der zu Rechtsunsicherheit führen würde. 

Da sich diese Formulierung durch die einzelnen Sorgfaltspflichten zieht, sind die Un-

ternehmen unklar in welchem Ausmaß den Erfüllungen nachgegangen werden soll. 

Gleichzeitig wird der Wunsch nach einem eindeutig definierten rechtlichen Rahmen 

geäußert, durch den die Unternehmen, noch vor dem Ende des Berichtsjahres, die 

Gewissheit erlangen, dass ihre Umsetzung der Sorgfaltspflichten den Erwartungen 

des BAFA gerecht werden. Durch die Unklarheit über diese Erwartungen und der 

Sorge von Konsequenzen durch die Nichterfüllung der Sorgfaltspflichten wären die 

Unternehmen gezwungen einen höheren Bürokratieaufwand auf sich zu nehmen und 

mit ihm die Gefahr eingehen mehr Ressourcen einzusetzen als für die Erfüllung der 
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Angemessenheit nötig gewesen wäre. Somit entsteht ein gegenteiliger Eindruck auf 

Seiten der Akteure von dem eigentlichen Ziel des BAFA, durch die Angemessenheit 

den Entscheidungsspielraum und die Bewegungsfreiheit zu bewahren und dadurch 

eine effiziente Adressierung der Risiken zu ermöglichen. 

Letztendlich ist unklar, ob durch die Begriffswahl das Ziel der BAFA erreicht oder des-

sen Gegenteil bewirkt wurde. Zur Beurteilung benötigt es ein abgeschlossenes Be-

richtsjahr und eine durchgeführte Berichtsprüfung durch das BAFA, sowie eine Stel-

lungnahme der Unternehmen, die erklärt in welchem Ausmaß und mit welchen Res-

sourcen die Bemühung zur Einhaltung der Sorgfaltspflichten stattgefunden hat.  

4.2.2 Hilfestellung des BAFA und Anwendungsbeispiele 

Zur Unterstützung der Unternehmen bei der Definition der Angemessenheit veröffent-

lichte das BAFA die in 3.1.2 erläuterte Handreichungen. Durch sie wurden nicht nur 

die von den Unternehmen angesprochenen Probleme der Angemessenheitskriterien 

aus § 3 Abs. 2141 erläutert, sondern auch Bezug auf die Angemessenheit in den ein-

zelnen Sorgfaltspflichten genommen. Das BAFA nennt verschiedene Vorgehenswei-

sen in den einzelnen Schritten der Sorgfaltspflichten, die bei der Definition der Ange-

messenheit Unterstützung bieten, aber auch eindeutig definierbare Kennzahlen und 

Identifizierungshilfen. Basierend auf dem Inhalt der Handreichung in Verbindung mit 

den möglichen Hilfestellungen aus Anhang B ist im Folgenden ein Beispiel abgeleitet, 

wie eine Umsetzung der Sorgfaltspflichten und ihrer Angemessenheitsprüfung durch-

geführt werden kann.  

Ein deutsches Unternehmen mit Sitz in Halle und einer Arbeitnehmerzahl von 7.000 

fällt aufgrund seiner Attribute in den Anwendungsbereich des LkSG. Aus diesem 

Grund führt das Unternehmen eine Bestandsaufnahme über die implementierten Pro-

zesse zur Einhaltung der menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfalts-

pflichten durch. Gleichzeitig erfolgt eine Selbstreflexion und eine Analyse der vier An-

gemessenheitskriterien aus § 3 Abs. 2. 

Das Unternehmen weist eine hohe Anzahl an Geschäfteziehungen auf, die durch die 

internationale Ausrichtung der Geschäftstätigkeit auf mehreren Kontinenten verteilt 

sind. Davon erweisen sich einige Länder als Risikoländer, so bestehen bspw. direkte 

Zulieferer in den oberen 25 Länder des Global Slavery Index, was eine hohe Gefahr 

 
141 Alle folgenden Paragrafen beziehen sich auf das LkSG 
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an Menschenrechtsverletzungen in Form von moderner Sklaverei impliziert.142 Auch 

die Branche der Metallindustrie, der das Unternehmen angehört, bringt höhere Risi-

ken mit sich. Durch einen Forschungsbericht des BMAS zur Menschenrechtsachtung, 

erfährt das Unternehmen, dass vor allem Arbeitsbedingungen und Zwangsarbeit be-

deutende Themen in der Metallindustrie sind.143 Vor allem die international vorgela-

gerte Wertschöpfung weist hohe Risiken durch die schwierigen Bedingungen bei der 

Rohstoffgewinnung auf. Auch Einheimische, die nicht bei der Rohstoffgewinnung be-

teiligt sind, können geschädigt werden, da es im Zuge des Rohstoffabbaus zu einer 

Erhöhung der Schadstoffwerte in der Umwelt kommen kann.144 Das Unternehmen 

erkennt, dass bereits viele Prozesse für den Umweltschutz implementiert sind, aber 

der Schutz vor Menschenrechtsverletzungen innerhalb des Risikomanagements, 

stark ausgebaut werden muss. Es wird ein Plan erarbeitet, der die zuständigen Per-

sonen und eine Übersicht der benötigten Ressourcen definiert. Aufgrund der Eröff-

nung einer neuen Produktionsstätte im Ausland kommt es zu einem hohen Aufwand 

an Ressourcen für das Risikomanagement, wodurch das Unternehmen beschließt 

neue Angestellte zu rekrutieren, um die Überwachung des Risikomanagements zu 

gewährleisten. 

Für die Durchführung der Risikoanalyse entscheidet sich das Unternehmen, aufgrund 

der hohen Anzahl an Zulieferern, für die Implementierung einer Software-Lösung. Im 

ersten Schritt erfassen die zuständigen Mitarbeiter alle grundlegenden Informationen 

der Zulieferer. Zur Vervollständigung der Informationen wird ein individuell angepass-

ter Online-Fragebogen genutzt, der Bestandteil der Software-Lösung ist. Aufgrund 

des hohen Risikos, dass bei der Betrachtung der Angemessenheitskriterien definiert 

wurde, entscheidet sich das Unternehmen für die Implementierung von quartalweisen 

Audits und jährlichen Vor-Ort-Besuchen bei bestimmten Zulieferern.  

Im Rahmen der Risikoanalyse ergibt sich ein hohes Gesamtrisiko für den unmittelba-

ren Zulieferer XY. Neben dem hohen Risiko von Zwangsarbeit in der Metallindustrie, 

befindet sich der Zulieferer zu dem in einem der zuvor ermittelten Risikoländer, dass 

anhand der gewählten Kennzahlen, wie dem obengenannten Global Slavery Index, 

auf ein hohes Risiko im Zusammenhang mit Zwangsarbeit hinweist. Aufgrund der 

langjährigen Geschäftsbeziehung mit XY und der damit eingehenden Transparenz, 

 
142 Vgl. Walk Free: Understanding the scale of modern slavery 
143 Vgl. BAFA 2020: Die Achtung von Menschenrechten entlang globaler Wertschöpfungsketten, S. 45 
144 Vgl. BAFA 2020, S. 158 ff. 
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besitzt das Unternehmen Kenntnis davon, welchen ungefähren Anteil das Auftrags-

volumen am Gesamtumsatz des Zulieferers ausmacht. Daraus leitet sich ein mittleres 

Einflussvermögen ab. Da es sich bei der Zwangsarbeit um eine intensive Verletzung 

handelt und die Anzahl der Betroffenen als hoch eingestuft wird, ergibt sich eine hohe 

Schwere des Risikos. Obwohl es bislang zu keiner Verletzung durch den Lieferanten 

gekommen ist, definiert das Unternehmen aufgrund des länderspezifischen Risikos 

und der aktuellen politischen Lage, die Eintrittswahrscheinlichkeit als hoch. Ein un-

mittelbarer Beitrag zu Verletzung durch das Unternehmen besteht nicht, jedoch wird 

der Verursachungsbeitrag aufgrund des Einflussvermögens auf den Zulieferer als mit-

tel eingestuft.  

Zwischen dem Unternehmen und dem Zulieferer XY besteht ein Code of Conduct, 

dessen Schwerpunkt jedoch auf Umweltschutz und nicht der Prävention von Zwangs-

arbeit dient. Diese Präventionsmaßnahme wird im Zuge der Risikoanalyse als nicht 

angemessen definiert. Der Code of Conduct wird überarbeitet und es werden Maß-

nahmen formuliert, zu denen sich der Zulieferer verpflichtet. Für den Fall der Nichter-

füllung der Maßnahmen wird ein spezielles Kündigungsrecht formuliert. Die Prüfung 

der Abhilfemaßnahmen wird in die quartalweisen Audits und die jährlichen Vor-Ort-

Besuch aufgenommen, zu denen eine NGO, die vor Ort im Bereich Menschenrechte 

tätig ist, hinzugezogen wird. Gemeinsam wird hierbei die Wirksamkeit der implemen-

tierten Maßnahmen besprochen und ggf. Anpassungen durchgeführt. 

Einer der neu rekrutierten Mitarbeiter des Risikomanagements berichtet, dass es am 

Standort Magdeburg wiederholt zur Nichteinhaltung der vereinbarten Arbeitszeit 

kommt. Die Mitarbeiter würden versuchen ihre geregelten Pausenzeiten zu umgehen. 

Die Schwere wird aufgrund der Intensität und der Anzahl der betroffenen Person als 

mittel eingestuft. Die Wahrscheinlichkeit wird automatisch als hoch bewertet, da der 

Vorfall bereits eingetroffen ist. Das Einflussvermögen und der Verursachungsbeitrag 

werden ebenfalls als hoch eingestuft, weil das Unternehmen selbst alleiniger Verur-

sacher ist und der Vorfall intern stattgefunden hat. 

Aus diesem Grund werden die betroffenen Mitarbeiter persönlich befragt und es wird 

festgestellt, dass die Abteilung momentan unterbesetzt ist und die Mitarbeiter sich 

verpflichtet fühlen mehr zu arbeiten. Gleichzeitig seien die Pausenräume überfüllt, da 

sie zusammen mit anderen Abteilungen genutzt werden. Das Unternehmen kalkuliert 

zuerst die fehlenden Ressourcen und leitet daraufhin Maßnahmen zur Rekrutierung 

neuer Mitarbeiter ein. Außerdem wird ein Plan zum Ausbau der Pausenräume 
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eingeleitet, der es jeder Abteilung ermöglichen soll in Ruhe und nicht weit von ihrem 

Arbeitsplatz, ihre Mittagspausen zu verbringen.  

Die Risikomanagementbeauftragten wundern sich jedoch warum zu diesem Thema 

keine Beschwerden in das interne Beschwerdesystem eingegangen sind und nutzten 

die Mitarbeitergespräche, um sich an die Betroffenen zu wenden. Es stellt sich her-

aus, dass die Angestellten nicht davon überzeugt sind, dass ihre Beschwerden über 

das Online-System bearbeitet werden und die Aufsuchung der zuständigen Kontakt-

person als negativ empfunden werden könnte. Deswegen entscheidet sich das Un-

ternehmen für eine Schulung bezüglich des Beschwerdeverfahrens, bei dem alle Mit-

arbeiter gemeinsam teilnehmen. Zur Festigung des Vertrauens in das Beschwerde-

verfahren wird auf die sich in Planung befindlichen neuen Pausenräume am Standort 

Magdeburg hingewiesen. Außerdem führt das Unternehmen zusätzlich zu dem jähr-

lichen Mitarbeitergespräch, ein Gespräch mit der zuständigen Person des Beschwer-

deverfahrens ein, dass ohne das Beisein der Führungskraft stattfindet. Somit will das 

Unternehmen auf die Mitarbeiter zugehen, damit diese nicht gezwungen sind von sich 

aus den zuständigen Ansprechpartner aufzusuchen. Gleichzeitig kann das Gespräch 

genutzt werden, um zu überprüfen, ob die bereits implementierten Maßnahmen aus 

Sicht der Mitarbeiter wirksam waren. 

4.3 Potenzielle Hilfestellungen 

4.3.1 Ausbau der Hilfestellung und anwendbaren Kennzahlen 

Die Ungewissheit der Unternehmen darüber, was genau das BAFA als angemessen 

definiert, stellte die gängigste Kritik an den Begriffsbestimmungen bezüglich der Sorg-

faltspflichtenerfüllung dar. Abhilfe hierfür kann eine Erweiterung der veröffentlichten 

Hilfestellung sein, die sich an messbaren Zahlen, wie dem Korruptionswahrneh-

mungsindex oder dem Index für wirtschaftliche Freiheit, orientiert.  

Auf Basis dieser vom BAFA akzeptieren Kennzahlen, ist es möglich eine Zusammen-

fassung zu erstellen, die bspw. nach Staaten sortiert werden könnte und den betroffe-

nen Unternehmen somit Zeit erspart, die bei der einzelnen Betrachtung von Kenn-

zahlen und Leitfäden benötigt wird.  

4.3.2 Das Ausschließen von Risiken 

Mehrere Wirtschaftsverbände schlugen die Nutzung von „Weißen Listen“ oder Zerti-

fikaten vor, um bestimmte Länder oder Unternehmen von der Risikoanalyse 
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ausschließen. Dies würde jedoch zu einer mangelhaften Prüfung durch das BAFA 

führen, da die menschenrechtlichen und umweltbezogenen Risiken im Sinne des 

LkSG, nicht vollständig ausgeschlossen werden könnten.145 Solche Listen und Zerti-

fikaten könnten jedoch im Zuge der Priorisierung der Risikoanalyse genutzt werden, 

ohne das Risiko komplett auszuschließen. Ein vom BAFA anerkanntes Zertifikat 

könnte außerdem nicht berichtenden Unternehmen helfen, eine Einhaltung der Sorg-

faltspflichten, gegenüber anderen Wirtschaftspartnern zu versichern und somit die Si-

cherung der Menschenrechte mit einem Wettbewerbsvorteil belohnen.  

4.3.3 Abhilfe durch Automatisierung  

In Verbindung mit den in Kapitel 2.3 erwähnten Software-Lösungen wurde der Einsatz 

von künstlicher Intelligenz angesprochen. Auch wenn in dieser Weise aktuell keine 

Software-Lösungen vorliegen, wäre es möglich in naher Zukunft eine Definition der 

Angemessenheitskriterien in Verbindung mit den in 4.3.1 genannten Kennzahlen, 

durch eine künstliche Intelligenz durchzuführen, wie es bspw. in der Wirtschaftsprü-

fung bereits diskutiert wird.146  

4.4 Weiterer Forschungsbedarf 

Da wie in Kapitel 3.1.2.3 beschrieben, keine ausführliche Betrachtung der Wirksam-

keit in dieser Arbeit stattfindet, bietet die Definition und Prüfung der Wirksamkeit im 

Rahmen des LkSG eine weitere Forschungsgrundlage, die mit den Erkenntnissen zur 

Angemessenheit, auf deren Zusammenspiel im Rahmen der Entwicklung, Umsetzung 

und Verbesserung der Maßnahmen erweitert werden kann. 

Bezüglich der in 4.1.2 genannten Lücken, Unklarheiten und Probleme ergibt sich fol-

gender weiterer Forschungsbedarf, der an die zukünftige Entwicklung des LkSG ge-

knüpft ist. 

Ein wichtiges Ereignis wird das Ende des ersten Berichtsjahres und die erste Prüfung 

der Unternehmen durch das BAFA sein. Da bis dato alle Einschätzungen der Unter-

nehmen hinsichtlich der Angemessenheit, nur im theoretischen Sinne und ohne Rück-

meldung durch das BAFA erfolgt sind, wird die erste Prüfungsphase Klarheit darüber 

geben, ob die von den betroffenen Unternehmen definierte Angemessenheit, der 

 
145 Vgl. CorA-Netzwerk für Unternehmensverantwortung et al. 2022: Behördliche Durchsetzung des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes, S. 14 f. 
146 Vgl. KPMG 2023: Künstliche Intelligenz: Wandel in der Wirtschaftsprüfung 
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Definition des BAFA entspricht. Dadurch werden neue Fragen von Seiten der Anwen-

der aufkommen und es muss eine erneute Evaluierung der Situation vorgenommen 

werden. Ebenfalls kann mit einem erhöhten Einsatz der Unternehmen gerechnet wer-

den, die im ersten Berichtsjahr nicht den vom BAFA erwünschten Standard erreich-

ten. Durch diese Ereignisse werde mögliche Beispielfälle für die genügende, sowie 

die ungenügende Definition der Angemessenheit entstehen und die Wahrscheinlich-

keit von Stellungnahmen, durch die Unternehmen, deren Vertreter oder anderer Inte-

ressensparteien, mit Bezug zur Praxis steigen. 

Mit dem Ende des ersten Berichtsjahres 2023 beginnt gleichzeitig, durch die Auswei-

tung des Anwendungsbereichs, die zweite Welle an Unternehmen, die den Sorgfalts-

pflichten des LkSG unterliegen werden. Durch die Reduzierung der Arbeitnehmerzahl 

von 3.000 auf 1.000, unterliegen nicht nur mehr Unternehmen dem LkSG, auch das 

durchschnittliche berichtende Unternehmen verändert sich. Die von der zweiten Welle 

betroffenen Unternehmen, denen weniger Ressourcen zur Verfügung stehen, bilden 

eine neue Forschungsgrundlage mit neuen Fragen zur korrekten Ermittlung der An-

gemessenheit, einer neuen Einschätzung der Angemessenheitskriterien und zusätz-

lichen Akteuren aus ihren Lieferketten, die unter das LkSG fallen werden. 

Letztendlich werden auch durch die Entwicklung der EU-Richtlinie und deren Umset-

zung in das deutsche nationale Recht neue Forschungsfragen aufkommen. Wie in 

Kapitel 3.3 erläutert, bestehen zwischen dem LkSG und dem Vorschlag der Europäi-

schen Kommission Unterschiede bei der Formulierung hinsichtlich der Erfüllung der 

Sorgfaltspflichten, aber auch im Anwendungsbereich des Gesetzes. Welche Rolle 

das LkSG bei der Umsetzung der EU-Richtlinie einnimmt und welchen Einfluss die 

EU-Richtlinie auf das LkSG haben wird ist zu diesem Zeitpunkt ungewiss.  

5. Fazit 

Das Ziel der Arbeit war es eine Übersicht aller relevanten Informationen zu dem An-

gemessenheitsbegriff nach § 3 LkSG darzustellen, einzuordnen und einzuschätzen. 

Der Fokus lag hierbei auf dem Interpretationsspielraum, der durch die Begriffswahl 

entstand. Hierbei hat sich herausgestellt, dass auch wenn bereits viel Literatur über 

das LkSG veröffentlicht wurde, der Großteil vor dem Beginn des ersten Berichtsjahres 

2023 oder vor Verabschiedung des Gesetzes erstellt wurde. Aus diesem Grund be-

schäftigen sich viele Veröffentlichungen mit der Mission des LkSG die 
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Menschenrechte zu schützen und mit seiner Bedeutung für die deutsche und interna-

tionale Wirtschaft. Ähnlich verhält es sich auch mit der Veröffentlichung von Informa-

tionen durch die betroffenen Akteure, deren Stellungnahmen sich überwiegend mit 

der Rolle des LkSG selbst oder mit Themen wie dem Anwendungsbereich auseinan-

dersetzten und somit keine Stellungnahme hinsichtlich des Angemessenheitsbegriffs 

abgegeben haben. Zu beachten ist hierbei auch, dass die Arbeit in Form einer Mas-

terthesis und der damit eingehenden Begrenzung von Ressourcen zur Informations-

beschaffung, durchgeführt wurde. Für die Betrachtung aus Sicht der betroffenen Un-

ternehmen, bedarf es grundsätzlich internen Informationen, die zu diesem Zeitpunkt 

nicht existieren oder auf die ohne internen Bezug zu einem der Unternehmen, kein 

Zugriff besteht. 

Im Zuge der Erarbeitung des dritten Kapitels zeigt sich, dass das BAFA bereit ist, auf 

die Unternehmen zuzugehen und Unterstützung bei den Problemen, die durch die 

Formulierung des Angemessenheitsbegriffs entstehen, Abhilfe zu schaffen. Auf Basis 

der bereits veröffentlichten Dokumente des BAFA zur Unterstützung der Akteure, 

kann davon ausgegangen werden, dass das BAFA weiterhin nützliche Informationen 

und Handreichungen als Unterstützung anbietet, oder diese im Zuge der zweiten 

Welle an betroffenen Unternehmen, sogar verstärkt.  

Als weitere wesentliche Erkenntnis kann abgeleitet werden, dass der Angemessen-

heitsbegriff mit Bedacht gewählt wurde. Er stellt eine effektive Kombination aus prä-

zisen Sorgfaltspflichten zum Schutz der Menschenrechte und einer gleichzeitigen Be-

wahrung des Entscheidungsspielraums der betroffenen Unternehmen dar.  

Den wichtigsten Meilenstein, stellt das EU-weite Lieferkettengesetz dar. Bei einer na-

tionalen Umsetzung werden, aufgrund der Unterschiede des bereits veröffentlichten 

Vorschlags und dem LkSG, neue Forschungsfragen entstehen, die gelöst werden 

müssen.  

Insgesamt liefert die Arbeit einen ersten Beitrag über die vorhandenen Informationen 

zur „Angemessenheit“ innerhalb des LkSG. Es wurden die wichtigsten bis dato veröf-

fentlichte Informationen zusammengefasst, auf denen weitere Studien, insbesondere 

zu den genannten Meilensteinen, aufbauen. 
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Anhang 

Anhang A: Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
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Anhang B: Handreichung Hilfestellung  

[Quelle: BAFA Handreichung 2022, Anhang] 
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